
660 der Beilagen zu den stenographischenProtokollen des NationaltatesXIV. GP 

Bericht 

des Finanz- und Budgetausschusses . 

über die Regierungsvorlage (626 der Bei­
lagen): Bundesgesetz, mit dem das Einkom­
mensteuergesetz 1972, das Körperschaft­
steuergesetz 1966, das Gewerbesteuergesetz 
1953, das Bewertungsgesetz 1955, das Ver­
mögensteuergesetz 1954, das Umsatzsteuer­
gesetz 1972, das Alkoholabgabegesetz 1973 
und das Strukturverbesserungsgesetz geändert 
werden (2. Abgabenänderungsgesetz 1977) 

und 
über den Antrag der Abgeordneten Hof­
stetter ~nd Genossen auf Änderung des 
Umsatzsteuergesetzes 1972 in der geltenden 

Fassung (62/A) 

D~e ,Bundesregierung hat dem Nationalrat am 
. 4. Oktoher 1977 den Entwurf eines Bundes­

gesetzes, mit dem ·das EinkommellJsteuergesetz 
1972, das Körperschaftsteuergesetz . 1966, das Ge­
werbesteuerges,etz 1953, das Bewertungsgesetz 
1955, cLas Vermögensteuerg.esetz 1954, das Um­
satzsteuergesetz 1972, das Alkoholabgabegesetz 
1973 und ,das Strukturvel1besserungsgesetz ge­
ändert werden (2. Abgabenänderungsgesetz 1977) 
(626 der Beilagen), vorgelegt. 

Zu diesem Gesetzen1lWurf wird folgendes be­
merkt: 

Auf er t rag s t ,e u e rl ü. c h.e m Gebiet soU 
durch eine Beschränkung der steuerLichen Abzugs­
fähigkeit 'der Anschaffungs- und Betriebskosten 
von Pel'Sonenkrafnwagen <und Kombinations­
kraftwagen sowie durch den Wegfall steuerLicher 
BegünstIgungen für KombinatiollJskratttwagen eine 
Verbesserung der Zahlungsbilanz erreicht werden. 
Diese Maßnahmen soHen dazu beitragen, eine 
weitere Steigerung der Binfuhren :in erträglichen 
Grenz·en zu halten. 

WeiteI'lS 'sieht der vorliegende Gesetzentwurf 
auf 'ertra:gsteuerlichem Gebiete eine Einschrän~ 
kung der 'stleuerlbegünstigten Bi,ldung des soge­
nannten So:vialkapitaIs vor. Durch diese Ein-

schränkung sollen lediglich überdotierullJgen zu 
Lasten der laufenden Gewinne vermndert wer­
den. 

Weiters soll diie im Hinblick auf die fort­
schreitende Entw,icklung der ·einz·elnen Kredit­
unternehmungen zu Universalhanken unter­
schiedliche ahgahenrechdiche Behandlung einzel­
ner Gruppen von Kr,editunternehmungen 
ahgebaut werden. 

Auf dem Gebiete' der G ewe r h este u e r 
5011 eine sinngemäße Abänderung der Bestim­
mungen für KreditillJstitute edolgen. 

Im oB ,e we r tun g 'S g e s ,e t z ist der Wegfall 
der Pa:ssivposten für Pension,sruckstellungen so­
wie eine ·Neu'f'ÖtSsungder Bestimmungen, betref­
fen·d Kreditinstitute, vorgesehen . 

Die Änderungen im Ver m ö gens te u e r­
g ,e Ise t z betreffen den teilw,eisen Wegf,all der 
Steuerhefreiung der österr,eichischen Postspar­
kasse sowie eine Regelung der Stellung landwirt­
schaftlicher Betriebs- und Verwertungsgenossen­
schaften. 

Auf ums atz iS te u ,e die helm Gebiet ist 
in Ergänzung der 'ertragsteuerLichen Maßnahmer:t 
betreffend eine Einschränkung der stJeuerlichen 
Anerkennung der Kosten von Personen- und 
Kombinat:ionskraf1lWagen vorgesehen, daß die mit 
der Anschaffung, der Miete und dem Betrieb 
derartig·er Kraftfahrzeug'e zusammenhängenden 
VOl1steuern vom Vorsteu,el1aibzug ausgeschlossen 
sein soHen. In hestimmten Fällen - u. a. hei 
FahrZieugen, die ausschließLich der gewerblichen 
Personen beförderung dienen - soll der Aus­
schluß vom Vorsteuerabzug nicht eintreten. Als 
solche Fahrzeuge werden U'. a. auch Krankenbe­
förderungsfahrzeuge angesehen werden könn~n. 

Der Entwurf enthält ferner gesetzliche Klar­
steIlungen zum Eigenverbrauch9begniff und zur 
B,emessungsgrundlage heim Glücksspiel und sieht 
vor, daß für steuerpflich<tige Lieferungen von 
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2 660 der Beilagen 

Gebäuden und GelbäucLeteilen st;,ets der Normal­
steuersatz zur Anwendung zu gelangen hat. 

Schließlich ,sieht ,der Entwurf. eine weit;,ere 
Verlängerung des Strukturverbesserungsgesetzes 
um zwei Ja:hre vor. 

Die Abgeordneten Hof ~ te It t ie r, Dr. Tu 11 
und Genossen haben am 5. Oktober 1977 den 
An,trag 62/ A auf Anderung ,des Umsalt'Z~teue~ge­
setzes 1972 in der gd·tenden FaS<S1uIlig im National­
rat einigetbracht. 

Dieser Initi~a.tivantrag sieht in Er,gänzung zu 
den bisheri<gen UmsatzS<teuers~tzendes Umsatz­
steuergeset:zes 1972 ·einen erhöhten Umsatzs.teuer­
'satz von 30 vom Hundert für die Lieferungen, 
den Eigenverlbrauch und die Einfuhr von be­
stimmten Gegensdnden vor, !d~e in der Anlage B 
zum Umsatzsteuerges'et;,z 1972 aufgezähLt 'sind. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat die Re­
~j,erungsvorlage gemeinsam mit dem Antrag 62/ A 
in seinen Sitzung,en am 11. und 25. Oktober 1977 
in Verhandlung gezogen. 

In der 65. Sitzung des Nationalrates am 5. Ok­
tober 1977 wurde dem Ena.l1iZ- und Budgetaus­
schuß gemäß § 43 Abs. 1 der Geschäftsordnung 
für heide Vorlagen eine Frist zur Herichterstat­
tung his 3. November 1977 gestellt. 

Als Berichterstatter zur Regierungsvorlage 
fungierte Abgeordneter Josef S chI a ger. 

,Als Berichterstatter zu 62/ A f,unß'ierte Abge­
ordneter P f eil e r. 

Zunächst wurde eine Gene~aldelbatteabgeführ<t, 
an der sich die Abgeordneten San d m eie r, 
Dr. B r 0 e s i,g k,e, Dr. Kor e n, Ke r n, Doktor 
Hau se r, Dr. P ,e 1 i k an, Dr. K 0 hirn a i e r, 
D a 11 in!g ,e rund S u p pa n sowie der Bundes­
miniister [,ür FinanZien Dr. An d r 0 s eh 
beteiLigten. 

In der Spemaldebatte ergriffen die Abgeord­
neten Mühlbach,er, Sandmeier, Hir­
sc her, Dr. B r 0 ,e s i g k e, Dr. Hau s ,e r, 
Dr. K 0 h I mai e r, D a 11 i n ger, Dr. F e u r-
5 t ,e ~ n, S u p pan, M a d ,e r t h an 'e r, Ku n­
s t ä t t ,e r, Maria Met Z k er, K 'e r n, Dok­
tor M,ussil, Dr. Keimel und Dr. Pelikan 
sowie der BundesminWster .für F,iIlJanzen Dr. A n­
d r 0 s c h das Wort. 

Von den AbgeordIlJeoon M ü h 1 b ach e rund 
H i r s ehe r wurden ,zur Regierungsvorlag,e und 
zum lruitiativflntrag Ahänderungsanträge einge­
bracht. Diese Abänderungsanträge wurden zu­
rückgezogen. 

Die Abgeordneten M ü h 1 b ach ,e r, Maria 
M 'e t z k erbrachten hierauf ,einen Abänderungs­
antrag zur R.egierungsvorlage ein. Ahgeordneter 
K u n!s t ä t t e r brach,te einen Abänderungs­
antra.g zum Initiativantrag 62/ A ein. 

Im: weiteren Verlaufe d'erBeratungen brachte 
me Abgeordnete MatiaM et z k e r'einenselb-

ständigen A1lJtrag gemäß § 27 GOG ein, mit 
dem das Familienlastenaus&leichsgesetz 1967 ge­
ändert wird. 

Zu -den wesentlichsten A,bänderungen wird 
falgendes bemerkt: 

Zu Absdlllitt I Art. I Z. 4: 

Die Neufassungdes § 14 Aibs. 1 E'StG bringt 
deutlich,er als ,in der Regierungsvorlage zum Aus­
druck, daß j,ede Anrechnung von ,tatsächHchen 
Vordienstzeiten durch den Arlbeitgeber bei Er­
mitdung der gesetzlichen od'er k'Ohlektivvertrag­
lichen Ahfertigungsanspruch,e zu berücksichti­
gen ist. 

Zu Abschnitt I Art. I Z. 8 und 9: 

Im Rahmen der Sonderausgaben ,für freiwillige 
P,eI"Sonenrv,er&ich'erulligen und· für Wohnraum­
schaffung soli der El'höhungsbetra<g für ein Kind 
nicht mehr Zur, Hälfte heiden Ehe.gatuen, son­
dern - dem Wesen der ehenfal1s unteilbaren 
Familienbewlf,e entsprechend - 'stets nur zur 
Gänze ,einem der Ehegatten (nach Wahl dem 
B,ez,ieher der FamHieniheihilfe oder seinem Ehe­
ga,tten) zustehen. Außerdem ~st auch eine' Neu­
regelung der Vor.a'Ulssetzungen für die Gewährung 
des sogenannten Altershöchstbetrages angezeigt, 
da da's Wahlrecht hetr,effend Erhöhungsbetrag 
für Kinder bei jedem Kind ,gesondert in Anspruch 
genommen werden kann. Der Altershöchsth<etrag, 
der ,für Steuerpflichtige aJb dem 50. Lebensjahr 
vorgesehen list, 150M da,her berea<ts zUistehen, wenn 
die !Beiträ.ge für Lebensversich,erungen rrIlJSgesamt 
d,en B.etrag von 10 000 S übeI"Steigen, und nicht 
erst - wie nach der de~eitigen Rechtslage -
dann, wenn solch,e Beiträge die Summe der dem 
Steuerpf1.ichnigen nach seinem Familienstand zu­
stehenden Höchstbeträge übersteigen. 

Zu Abschnitt I Art. I Z. 11: 

Durch die vorgesehene Neuf,a:9Sung der Abs. 4 
und 5 des § 20 a EStG 5011 erreicht werden, daß 
durch die Pauschsätz,e sämdich,e mit den 'ge­
nannten Kraftfahrz,eugen im Zusa.mmenhang ste­
henden Betriehsausgaben abgegolten !Sind. Gleich­
zeitiJg sou'en auch der Pauschsatz von 20000 S 
auf 25 000 S hzw. jlener von 6000 S auf 7 500 S 
sowie die Kilometerpauschsätze von 1 Sauf 
1,30 S bzw. von 0,30 S au.fO,40 S angehoben wer­
den. In § 20 a Abs. 8soJ.1.en ,die Kilometerpausch­
sätZle von 1,50 Sauf 1,80 S bz,w. von 0,45 Sauf 
0,55 S ang.ehoben w,erden. Schließlich soll hin­
sichtlich der Führung ,eines Fahrtenbuch'es im 
Ahs. 4 klarges'teffilt werden, daß für private Fahr­
ten nähere Angaben Ü'ber Fahrtzweck usw. ent­
behrLich sind. Durch die Neufa!9Sung des Ahs. 8 
soll im Falle ,einer ,nicht ordnungsmäßigen Füh­
rung ,eines Fahrtenbuches die Schätzung der 
Kraftfahr~eugkosten 'ermöglicht werden. 
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660 der'Beilagen J 

Zu Absmnitt I Art. I Z. 39: 

Mit der neuen Bestimmung des § 119 EStG 
soUerreimt werden, daß jene Bestlimmungen des 
EStG, d.te nicht unmittelbar die Gewährung von 
IGnderahsetzheträ~en betreffen; deren Anwen­
dung 'aber von der Gewährung von Kinder­
absetzheträgen abhängig i'5t (z. B. erhöhte Sonder­
ausgaben,ermäßigter StJeuersatz fÜr sonstige 
Bezüge etc.), grundsätzlich anwendbar bleiben, 
wenn entweder dem Steuerpflichtigen selb~t oder 
seinem nicht dauernd getrennt lebenden Ehe­
gatten Foami1ienbeihilfe g·ewährt wir:d. Der letzte 
Satz des § 119 sieht vor, daß ,ein Stiefelternteil 
diesteuedichen Begünstigung.en dann nicht in 
Anspruch nehmen k.ann, wenn 'sein Ehegatte 
infolgeüberwiegender K05tentragung Bei.h~lf,en­
bezieher ist. Ist das Stieflcind :beim Sti,efelternteil 
haushaltszugehörig, soll hingegen auch dem Stief­
elternteil d~e steuer:1iche 'Begün5tigung zustehen; 

Zu Abschnitt I Art. 11 Z. 1: 

Durch die Neufassungdieser Bestimmungen soll 
dem Steuerpfhichtigendie MögEchkeit ,eingeräumt 
werden, von der Neur,egelung betreff,enddie 
Bildung v()n AMernigungsrückLa'gen, ebenso wie 
dies ,in 'der RegJierungsvorlag'e für Pensionsruck­
steHungen vorgesehen ist, ber.eits in der Sch,luß-

, Josef Schlager 
Berichterstatter 

bilanz 1977 (1976/77) Gebrauch zu mach,en. Ein 
gJeichzeitJig.es VorZJiehen der (neuen) Bestimmun­
gen über die Wel'tpapierdeckung soH aJber damit 
nicht zwingend v,erbunden sein. Außerdem soll 
klal'gestellt werden, ,daß die übergangsregelung 
betreff·end dasanzuw,endende prozentuaJe Aus­
maß bei bestimmungsgemäßer Verwendung der 
Abfertigungsrücklagen auch für deren gewinn­
erhöhende Auflösung maß~ebend ~st. 

Bei der Abstimmung wurden die Reg.ierungs­
vOl'1lage (626 der Beilag.en) und der Initi,auiv,antrag 
(62/ A) als zU'Slammengefaßter Gesetz·entwurf un­
ter ß.erücksichtigung der ·erwähnten Ahände­
rungsanträge der .A'bgeordn.eten M ü h 1 b a­
c her, Maria Met z k er und Ku n s t ä t t e r 
mit Stimmenmehr:heit angenommen. Daraus er­
gibt Slichder beigedr:uckte Gesetz·eSltext. 

Zum BecichuerstattJer für d<lJS Haus wurde Ab­
geordneter Josef Sc h lag er bestimmt. 

ALs Ergebnis \Seiner Beratungen stellt der Fi­
nanz- und Budgetauslschuß somit .den Ahnt' tr a g, . /. 
der Nationalrat wo 1e dem a n ,g e ,S c \ 0 5S ·e-
n enGe set z ·e n t w u r If dJie verfassungsmä-
ßige Zustlrmmung erteilen. 

W~en, 1977 10 25 

Dr. Tull 
Obmann 

2 
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4 660 der Beilagen 

Bundesgesetz vom XXXXXXXXXX, 
mit dem das Einkommensteuergesetz 1972, 
das Körperschaftsteuergesetz 1966, das Ge­
werbesteuergesetz 1953, das Bewertungs­
gesetz 1955, das Vermögensteuergesetz 1954, 
das Umsatzsteuergesetz 1972, das Alkohol"'­
abgabegesetz 1973 und das Strukturverbes': 
serungsgesetz geändert werden (2. Abgaben-

änderungsgesetz 1977) . 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

ABSCHNITT I 

Einkommensteuergesetz 1972 

Artikel I 

Das Einkommensteuergesetz 1972, BGBL 
Nr. 440, :in der Fassung der Bundesgesetze BGBL 
Nr. 493/1972, 27/1974, 409/1974, 469/1974, 335/ 
1975, 391/1975,636/1975, 143/1976, 664/1976 
und 320/1977 wird wi'e folgt geändert: 

1. Die Abs. 2 und 3 des § 8 ha'ben zu lauten: 

,,(2) Eine vorzeitige Abschreibung darf nicht 
vorgenommen wel1den 

1. bei unbeweglichen Wirtschaftgütern, aus- _ 
genommen-

a) Gebäude, soweit sie für Wohnzwecke 
betriebszugehöriger Arbeitnehmer be­

. stimmt sind, 

b) Küchen-, Zentralheizungs-, Klima-, 
Fahrstuhl-, Badezimmer- und Klosett­
anlagen, die in unmittelbar dem Betrieh 
des Gaststätten- und Beherbergungsge­
werbes dienende Gebäude nachträglich 
neu eingebaut werden, 

c) 'Wirtschaftsgüter im Sinne des Abs. 4, 
soweit sie nicht zur Vermietung bestimmt 
sind, 

2. bei Personenkraftwagen, Kombinationskraft­
wagen und Krafträdern, ausgenommen 
Fahrschulkraftfahrzeuge und Kraftfahr­
zeuge, die auschließlich dem Zweck der ge­
werblichen Personenbeförderung oder der 
gewerblichen Vermietung dienen sowie bei 
Luftfahrzeugen, die der Personenbeförde~ 
rung dienen, ausgenommen Luftfahrzeuge. 
der Luftverkehrj)unternehmen (§ 101 Luft~ 
fahrtgesetz, BGBL Nr. 253/1957) und der 
Zivilluftfahrerschulen, 

3. bei Erwerb eines Betriebes, eines Teilbe­
triebes oder des Anteiles eines Gesell­
schafters, der als Unternehmer (Mitunter­
nehmer) des Betriebes ;anzusehen ist. 

(3) Die vorzeitige Abschreibung ist mit 
50 v. H., bei Kraftfahrzeugen mit 25 v. H. der 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten begrenzt. 
Sie kann nur insoweit in Anspruch genommen 
werden, als sie den Betrag der gemäß § 9 Abs. 2 
und 3 aufzulösenden Investitionsruckhge(n) 
(steuerfreien Beträge) übersteigt." 

2. Die Ahs. 1 und 2 ·des § 10 haben zu lauten: 

,,(1) Wird der Gewinn gemäß § 4 Abs. 1 oder 
Abs. 3 oder gemäß § 5 ermittelt, so kann ein In­
vestitionsfreibetrag in Höhe von 20 v. H. der 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten der im 
Wirtschafts jahr für eine im Inland gelegene Be­
triebsstätte im Sinne des § 8 Abs. 1 angeschaff­
ten oder hergestellten abnutzbaren Wirtschafts­
güter des Anlagevermögens neben der nach § 7 
Abs. 4 zulässigen Absetzung für Abnutzung ge­
winnmindernd geltend gemacht werden. Für 
Wirtschaftsgüter des. Anlagevermögen~, deren 
Herstellung sich über einen Zeitraum von mehr 
als zwölf Monaten erstreckt, kann der Investi­
tionsfreibetrag mit 20 v. H. der auf ,die einzelnen 
Jahre der Herstellung entfallenden Teilbeträge 
der Herstellungskosten gewinnmindernd abge­
setzt werden. Für Kraftfahrzeuge vermindert 
sich der Investitionsfreibetrag auf 10 v. H. der 
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660 der Beilagen 5 

Anschaffungs- oder Herstellungskosten. Steuer­
pflichtige, die ihren Gewinn gemäß § 4 Abs. 1 
oder gemäß § 5 ermitteln, haben die Investitions­
freibeträge eines Wirtschaftsjahres in der B:ilanz 
in einer Summe gesondert auszuweisen. Mit Ab­
lauf der im Ahs. 3 genannten Frist sind die In­
vestitionsfreibetdge auf Kapita,lkonto oder auf 
eine als versteuert geltende freie Rücklage zu 
übertngen. 

(2) Ein Investitionsfreibetrag darf nicht· in 
Anspruch genommen werden 

1. für Gebäude und sonstige unbewegliche 
Wirtschaftsgüter, soweit sie zur Vermietung 
bestimmt 'sind, sowie für Gebäude, soweit 
sie nicht unmittelbar dem Betriebszweck 
dienen oder soweit sie nicht für Wohn­
zwecke betriebszugehöriger Arbeitnehmer 
bestimmt sind, 

2. für Personenkraftwagen, Kombinationskraft­
wagen und Krafträ,der,ausgenommen Fahr­
schulkraftfahrzeuge und Kraftfahrzeuge, die 
ausschließlich dem Zweck der gewerblichen 
Personenbeförderung oder der gewerblichen 
Vermietung dienen, sowie bei Luftfahr­
zeugen, .die: der Personenbeförderung 
dienen, ausgenommen Luftfahrzeuge der 
Luftverkehrsunternehmen (§ 101 Luftfahrt-
gesetz, BGBI. Nr. 253/1957) und der Zivil­
I uftf ahrerschulen, 

3. für geringwerti'ge Wirtschaftgüter, die ge­
, mäß §13 abgesetzt werden, , 

4. fürWirtschaftsgüter,soweit für deren An­
schaffung oder Herstellung eine Investitions­
rücklage (steuerfreier Betrag) gem~ß § 9 be­
stimmungs gemäß verwendet wird, sowie für 
Wirtschaftgiiter, für die eine vorzeitige Ab­
schreibung (§ 8) in Anspruch genommen 
wird, . 

5. bei Erwerb eines Betriebes, eines Teilbetrie­
bes oder des Anteiles eines Gesellschafters, 
der als Unternehmer (Mitunternehmer) des 
Betriebes anzusehen ist." . 

3. Der letzte' Satz des § 11 Abs. 7 hat zu lau­
ten: 
"Außerdem list V10neiner solchen Erihahung ganz 
oder te,itweise AJhsltand zu nehmen, wenn die 
M,ehrentna'hmen ,ganz ,oder teilweise zur Deckung 
außer:gewöhnllicher' BeJ.astungen im Sinne des 
§ 34· oiderzur Bes.treitung des norwenldigen 
'Lebensunterhaltes des Steuerpflichtigen, sei,nes 
Eheg:lJtten und der Kinder~m Sinne des § 119 
erfolgt sind." . 

4. § 14 und seine überschrift haben zu buten: 
"Vorsorge für Abfertigungen und Pensionen 
§ 14. (1) Eine Rücklag,e für künftige Ahferti­

gung·en kann im Awsmaß bis .zu 50 v. H. des 
Betrages, der den Al1bcitnehmern hei AUJHösung 
des Dienstverhältnisses amBilanzsoich~ag aLs Ab­
fertigung .auf Grund gesetzlicher Anordnung oder 

auf Grund eines KollektJivvertr:ages heza·hiIt wer­
den müßte, zu Last'en des Gewinnesgehildet wer­
den. Rechnet ein Arbeitgeber UelSchäftigungszeiten 
(Vord~e11iStzeiten) an, so sind die an~1'lechneten 
Beschäftigungszeiten bei Ermittlung der Abferti-. 
gungsansprüche im Sinne des ersten Satzes zu 
berücksichtigen; Die Rücklage istiri der Bilanz 
gesondert :auszuweisen. 

:(2) Wlir,d eine Rückilage f.ür k,ünftige Ahferti­
gungen ers'tmals ge/bildet, so h:lJt der Steuer­
pflichtige zu erklären, in welchem prozentualen 
Ausmaß er ,die ,Bildung der Rücklage he:lJbsichtigt. 
Das gewählte Ausmaß ist gleichmäßig auf fünf 
aU'feinan<deriolgende Wir,rschalf<tsja'hre verteikzu 
erreichen. Eine Anderung dies gewählten Aus~ 
maßes der R,ücklage ist unizulässig. 

(3) SOIWeit im F,alIe des Unternehmerwechsels 
AlbfefiD~gun,gsver,pflichturugen auf den . Rechtsnach­
folger übergehen, iSit die R,ückla,ge heim R,echts­
vor,gänger nicht gewinnerhöhend aufzulösen, son­
dern vom 'RechtsnachtoI,ger ,weiterztif.Ü:hren. . 

(4) Sp~te9tens= Schluß jtedes Wirtschafts­
jahr,es mü:ssen. ösuerreichische festverzinsliche;: 
Wertpapiere oder Forderungen aus SchuId,schein­
da1'llehen an die RepubIWk österreich im Nenn­
betrag von mindesteIliS 50 v;.H. des am Schluß des 
vpraillgegan~enen Wirtsch1a,fosj-ahres in der Bilanz 
ausgewiegenen Rücklagenbetr;tges. für künftige 
Abfertigungen im Betrieb.sv;ermögen .. vorhanden 
sein. In j'edem Wirtschaftsjahr , in welchem de; 
Nennbetrag der tim BetpiebsV1ermö.gen vorhande­
nen W·ertpapiefic der tim ersten' Satz genannten 
Art auch nur vorübergehend weruig.eraJh 5'0 v. H. 
der maßg,ebenden Rücklage lbeträgt"iJst der Gewann 
um 30 v, H. des durch Wertpapiliere nicht gedeck­
ten Rücklagenteil,es zu erhöhen. Dre Fortführung 
der R,ücklagenb~ldung seibst ,wir,d durch ,diesen 
Zuschlag nicht !berührt. Der ZuschIagentfällt, 
soweit ·di,e Wertp<l!piere get~lß't un'd innerhalb von 
zwei Monaten nach· Einlösung ersetz,t werden. 
Wertpapiere, . ,für welche die Begiinsiuigung,en des 
§ 107 in Anspruch genommen werden, können 
nicht zur Deckung der' Rücklage verwendet wer­
den. 

(5) Steuel'lpflichuige; die ihten Gewinn gemäß. 
§ 4 Abs .. 3' ,ermiueln, können in der' Steuer~ 
erklä'rung ibeantr,agen, daß ein Betr'ag, der für 
künftig.e Abfer,tigun!gen zu verwenden ist, steuer­
frei bleibt. Die Bestimmungen der AJbs. 1 bis 4 
sind auf die nach 'd,j,esem Absatz steuerfrei ge~ 
lassenen Betr;~ge sinngemäß anzuwenden. Die Be- . 
günStt~gung dam nur in Anspruch genommen 
w.er-den, wenn die :s,teuedrei gehssenen Beträge in 
einer mit der Et1ldärung über d,en· Gewinn des 
hetreff,enden Wil'ltsch:vftsjahres dem Finanzamt 
vor:gele,g.ten, laufend .gefü,hrten Aufzeichnung 
ausg.ewiesen si'nd.Aus -diesler Aufzeichnung müs­
sen :auch die Höhe der steuel'frei,gelassenen Be­
trä,ge, ihlieBerechnung und ihre Verwendung 
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sow1e die ,gen aue Bezeichn,ung der Wertpapiere 
unter Angabe des .jeweil~gen Anschaffungstages 
klar ersichtLich ~ein. Wurde diese Aufzeichnung 
nicht mit der Steuererklärung dem 'Finanzamt 
vorgelegt, geht aber aus der. Erklärung oder den 
ihr :angeschlossenen Beila~en hervor, daß hei der 
Gewinnermittlung ein steueI1freier B,etrag. für 
kün!liüge A1bfel1tigungenaJb,gesetzt rworden ist, so 
hat das Finanzamt dem Steuerpflichtig,en eine 
Nachfrist von zwei Wochen zur Vorlage der 
Aufzeichnung zu setzen. 

(6) Steuer,pfilich.tilge, die ~hren Gewinn gemäß 
§ 4 Albs. 1 oder § 5 ermitteln, können für schrift­
liche, r,echtsvelibindlich,e und unwiderruHiche 
Pensionszusag,enan Arlbeiitnehmer P,ensionsrück­
stellungen biMen. Die Bildung einer Pens,ions­
rück'5,tellung ist nur insorweit zuläissig, als die zu­
gesagte Pension ,den laulfenden Akrt:iv,bezug nicht 
ü'bersteilg,t. Die PensionsrucksteIlung ist erstmals 
im W,irtscluf,tsjahr ,der Pensionszusage zu bilden. 
Der Rückmellun,g 1st ~m jeweil~gen W,ir,tschafts~ 
j<IJhr soviel zuzuführ,en, als bei V,erteilun.g des 
Gesamtaufwandes ,a'uJf die Zei,t zwischen Pens,ions­
zu'S3tge und dem vOI1gesehenen Zeitpunkt der 
Beendigun,g der aktiven Diensitleistu11!g nach den 
anerkannten Regeln der Versicherung~ma'tlhema­
tik auf .das einzelne WiI1tschaftsjaihr entfälk. Ein.e 
Erhöhung der P,ensionsle~stung ,ist wie eine neue 
Pensionszusage zu Ibeh.andeln. Soweit 'durch 
oI1dnungsmäßige ZUiWeisungen' an die Pensions­
rückstellung das zuläss~ge Au'smaß der Rückstel­
lung (Albs. 7) nicht erreicht wird, ist in dem 
Wir;tschafitsjahr, in ,dem der Pensionsfallf;lintritt, 
eine erhöhte Zuweisung VloI1zunehrrien. 

(7) Bei Bildun,gder Pensions rückstellung iSit 
von einer 11m 20 v. H. verminderten Pensions­
zusa.ge (Aibs. 6) ,auszugehenun.d ein Rechnungs­
zinsfuß von 8 v. H.zugrunde. zu legen. Die 
Pensionsrückstellung daI1f für den einzelnen Ar­
beitnehmer das Fünffache des J aihreserforder­
nisses für die IgemäßAlbs. 6 zu Iberücksich,tigende. 
Pension nicht überS/teigen, ,gLeichgülltig, ob die 
P,ension ,bereits laufend ausgez3ihLt wird oder 
nicht. Für ,die El1m~ttlung des Jahreserforder­
nrsses sin,d der AI1bei,tslohn un'd die Geldwert­
verhältnisse ,am Bilal1!zsüchtaeg maßgebend. Bei 
zugesagten, aber noch nicht laufendausgezaih},ten 
Pensionen ist jew.eils davona,uszu.gehen, daß der 
einzelne Al1beitnehmer ,am Bilanzstichtag die für 
die Gewährung der P,ension maßgebende Alters­
grenze ,bereiitserreicht dut. Sind in einer Pensions­
zusage mehrere Altersgrenzen vorgesehen, so ist 
die jeweils höchste ALtersgrenze, höchS/tens jedoch 
das Erreichen des ,gesetzlichen Pensionsalters maß­
gebend. Ist inder P,ensionszusage vorgesehen, 
daß (künft1ge) Pensionen aus ,der gesetzlichen 
Pensionsversicher.uIljg die zu~es,a:~ten Pensionen 
kürzen, ist insoweit auch das Jahreserfordernis zu 
kürzen. . 

(8) Die einschränkenden. Bestimmungen. des 
Aibs. 7 gelten nicht bei ,der B,il'dung von Pensions­
rückSitellungen, sorwei,t dem Arfbe~tgeherdie Auf­
gaJben der gesetzlichen Pensionsversicherung 
üb.ertr,agen sind." 

5. Im ,ersten Sa.llZ 'des § 16 A!bs. 3 tri,tt an die 
Stelle des Klammerausdruckes ,,(§ 33 Abs. 6 und 
§ 57 Albs. 5)" der Klammer.ausdruck ,,(§ 33 Aibs. 6 
und § 57 Albs. 4)". 

6. Die Z. 1 des § 18 Aibs. 2 ,hat zu lauten: 
,,1. Unter Albs. 1 Z. '2, 3 und 5 fallen auch 

Beträge für den vom Steuerpflichtigen nicht 
dauernd g,etrennt Lebenden Ehega.tten und für 
Kin-der im Sinne des§ 1-19." 

7. An die Stelle der drei letzten Sätze des 
§ 18 Albs. 2 Z. 3 treten tolg,ende Sä:tze: 

"AIs E~gentumswdhnung im Sinne des Abs. 1 Z. 3 
kann nur eine Wohnung ,gemäß den Bes.timmun­
gen des W'OIhnungse~gel1Jtumsgesetzes 1975, BGBI. 
Nr. 417, verstanden werden, die mindestens zu 
zwei Dl'Iittdn Wohnzweckendlient. Die Gesamt­
nutzfläche von gemäß Aibs. 1 Z. 3 begünstigtem 
Wohnraum darJ 15,0 m2 11Jicht Ütbersteiigen. Dieses 
Ausmaß erhöht sich um ~e 10 m2 für jedes. Kind 
im Sinne des § 119. nurch Kn'derungen lim Fami­
lienstand nach Beginn der Errichtung geht die 
Eigenschaft eines Eilgeniheiimes (einer Eigentums­
wohn,ung) nicht verloren." 

8. Die Z. 4 des § 18 Abs. 2 ha,t zu lauten: 
,,4. Die Abzüge für Sonderausgaben im Sinne 

des AJbs .. 1 Z. 2 dürfen insgesamt den Jahreshetra,g 
von 10 000 S l).icht Üiberste~gen. Dieser. Betra.g 
erhöht sich f.ür den Bhe,g,atten, wenn dem Steuer­
pflichügen der Alleil1Jverdieneraibsetztbetrag zu­
steht, um 10000 S und für jedes Kind im Sinne 
des § ,119 um je 5 000 S. Hat der Steuerpflichtige 
den ErhohuIllgsibetra.g fiür ein Kind in Anspruch 
genommen, so steht dem Bhegatten für dieses 
Kind kein Erhöhungshetrag zu. Obersteigen die 
Sondera.usgalben für Lebensversicherungen im 
Sinne des Albs. 1 Z. 2 insgesamt den Betrag von 
10000 Sund hat ,der Steuelipflichtige -das 50. Le­
bensj,ahr vollendet, danneI1höht sich der im er­
sten Satz genannte Höchstbetrag Ulm 10000 S. 
Ein l\Jind, für das ,der EI1höhun,gsbetr.ag in An­
spruch genommen ,wor.den ist, kann selbst keine 
Sonderausgahen im Sinne des AJbs. 1 Z. 2 gdtend 
machen; haJt das Kind seLbst Sonderausgaben im 
Sinne des Abs. 1 Z. 2 geltend gemacht, so kann 
der Erhöhung~betra.g für dieses Kind nicht in 
An'spruch genomen werden." 

9~ Die Z. 5 des § 18 Abs. 2 hat zu lauten: 

,,5. Die Abzüge für Sonderausgaben im Sinne 
des Abs. 1 Z. 3 -dürfen insgesamt den Jahres­
betr,ag ,von 10000 S nicht übersteigen. Dieser 
Betrag erhöht sich für den Ehegatten, wenn dem 
Steuerpflichtigen der AUeinverdienerabsetzbetrag 
zusteht, um 10000 S und für jedes Kind im 
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Sinne des § 119 um je 5 000 S. Hat der Steuer­
pflichtige den Erhöhungsbetrag . für ein Kind in 
Anspruch genommen, so steht dem Ehegatten 
für dieses· Kind kein Erhöhungsbetrag zu. Der 
letzte Satz der Z. 4 gilt sinngemäß." 

10. Die Z. 8 des § 18 Abs. 2 hat zu lauten: 

,,8. Beim Steuerabzug vom Arbeitslohn sind 
der Alleinverdienerabsetzbetrag und der Ver­
merk über Kinder im Sinne des § 119; die im 
Zeitpunkt der Zahlung der als Sonderausgaben 
in Betracht kommenden Beträge zu berüds.sich­
tigen sind, für die Erhöhung des Jahresbetrages 
maßgebend. " 

11. Nach dem § 20 ist folgender § 20 a mit 
überschrift einzufügen: 

"Sonderbestimmungen für bestimmte Kraftfahr­
zeuge 

§ 20 a. (1) Die Anschaffung (Herstellung) von 
Personenkraftwagen, Kombinationskraftwagen 
und Krafträdern,. die dem Anlagevermögen zu­
geführt werden, gilt nur insoweit als betrieb­
lich veranlaßt, <tlsdie Anschaffungskosten (Her­
stellungskosten) bei Personenkr.aftwagen und 
Kombinationskraftwagenden Betrag von 
105000 S, bei Krafträdern den Betrag von 
28 000 S nicht übersteigen. Die vorstehende Be­
scimmung gilt sinngemäß, wenn nach den steuer­
lichen Vorschriften andere Werte als die tatsäch­
lichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten an­
zusetzen sind. 

. (2) Die Abs'etzung für Abnutzung (§ 7 Abs. 1) 
bei Personenkraftwagen, Kombinationskraftw.a­
gen und Krafträdern ist von den sich aus Abs. 1 
ergebenden Beträgen zu berechnen. Die An­
schaffungskosten {Herst;ellungskosten) dürfen nur 
gleichmäßig auf die Gesamtdauer der Verwendung 
oder Nutzung v'erteilt wer,dien (lineare Ab-' 
setzung für Abnutzung). Der Ansatz des nied­
rigeren Teilwertes ist nicht zulässig. Der Bemes­
sung der Absetzung für Abnutzung ist bei Per­
sonenkraftwagen, Kombinationskraftwagen und 
Krafträdern, die vor der Zuführung zum An­
lagev,ermögen noch nicht in Nutzung standen 
(Neufahrzeuge), eine betriebsgewöhnl,iche Nut­
zungsdauer von sieben Jahren zugrunde zu legen. 
Die Absetzung für Abnutzung. ist bei Personen­
kraftwagen, Kombinationskraftwagen und Kraft­
rädern, die bereits vor der Zuführung zum An­
lagevermögen in Nutzung standen (Gebraucht­
fahrzeuge), für Personenkraftwagen und Kombi­
nationskraftwagen mit 15 000 S, für Krafträder 
mit 4 000 S jährlich begrenzt. 

(3) Werden die ,in Abs. 1 genannten Kraft­
f,ahrzeuge auch für betriebsfremde Zwecke ge­
nutzt, so ist von der nach den Abs. 1 und 2 
zu berücksichtigenden Absetzung für Abnut­
zung ein entsprechender Anteil auszuscheiden. 

(4) Die übrigen mLit den in Abis. 1 genannten 
Kra:ftfahrzeu~en in ZUISammenhang 5tehenden,Be­
triebsausgaben sind bei Personenkraftwagen und 
Kombinationskraftwagen mit 1,30S, hci Kraft­
rädern mit 0,40 S für jeden hetri'eblLich ~efahre­
nen Kilometer abzusetzen. Voraussetzung ist die 
fortlaufende Führung eines Fahrtenbuches, aus 
dem Datum, Anzahl der gefahrenen Kilometer, 
Kilometerstand, i;\usgangs-und Ziel punkt sowie 
Zweds. jeder ·einzelnen betrieblichen Fahrt kLar 
erkennhar SlLnd. 

(5) W,ird ein den Sestimmungen des Abs. 4 
entsprechendes Fahrtenbuch nich,t geführt, soo sind 
die gesamten mit den in Abs. 1 genannten Kraft­
f,ahflZeug'en in Zusammenhang stehenden Betmebs­
ausgaben nur ,inisoweit ,abzug,sfähig, tals sie je 
Kraftfahr,zeug beiPersonenkraftwag,en un,d Kom­
binationskraftWlagen den Setrag von 25 00005, bei 
Krafträdern den Betrag von 7500 S j~hrLich nicht 
übersteig,en; die genannten Beträge vermindern 
sich um 2 083 S für j,eden Kalendermonat, in 
dem der Personenkraftwagen oder Komhinations­
kraftwagen und um 625 S ,für j,eden, Kalender­
monat, in dem das Kraftrad nicht zum Anlage­
vermögen des Steuerpflichtigen g,ehÖrt. hat. Die 
BeSltimmungen der Albs. 1 his 3 sind bei Er­
mittlung dieser ß.etfliebsaursgaJben sinngemäß an­
zuwenden. 

(6) Entschädigun~n, drie mit den in Abs. 1 
genannten Kraftfahrzeug,en in Zusammenhang 
stehen, sind steuerlich nicht zu berücksichügen. 
Dies gilt auch für Gewinne oder Verluste, die 
sich Ibeüm AUI~sch'eiden der in Ahs. 1 genannten 
Kraftfahrzeuge aus dem Betriebsvermögen er­
geben. Eine übertragung stiller Rüds.lagen (§ 12 
Albs. 1) auf die in Abs. 1 genannten Kraftfahr­
zeuge ist nicht zulässig. 

(7) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 6 sind 
auf Fahrschulkraftfahrzeuge und auf Kraftfahr­
zeuge, ,die ausschließlich dem Zweds. der gewerb­
lichen Personenbeförderung oder der gewerb~ 
lichen Vermietung dienen, nicht anzuwenden. 

(8) Aufwendungen des Steuerpflichtigen für 
ausschließlich betrieblich veranlaßte Fahrten mit 
Personenkraftwagen, Kombinationskraftwagen 
oder Krahrädern, die nicht zu serinem ,Betriebs­
vermö,gen g~hören, sind Ibei P,ensonenkr,aftwagen 
und Kombinacionskr;JJftWlagen mit 1,8.0 S, bei 
Krafträdern mit 0,55 S für jeden betmeb1ich ge­
fahrenen Kilometer abzu~et'zen. Abis; 4 letzt;er 
Satz gilt Slinngemäß. 

(9) Drie Bescimmung ,des Abs. 8. gilt nicht für 
ausschlrießlichbetr.ieblich v·eranlaßte Taxifahrten. 

(10) Die ,Bestimmungen der Abs. 8 und 9 sind 
auf Aufwendungen für Fahrten, die im Rahmen 
der Einkunftsarten des § 2 Abs. 3 Z. 4 his 7 
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anfallen, unbeschadet der Vorschrift des § 16 
Abs.1 Z. 6 Siinngemäß anzuwenden." 

12. Die lit. ades § 26 Z.8 hat zu:1auten: 

"a) Der Ersatz der tatsäch,Lichen Reisekosten 
'für den Arbeitnehmer und 'Sieinen Ehe­
ga'tten sowie seine Kinder im Sinne des 
§ 119, unter Zugrundelegung der Kosten 
ein,es Massenbeförderun~smittels (,Bahn, 
AuwbUlS) für die Strecke vom b~sherngen 
Wohnort zum neuen Wohnort;" 

13. Die Lit. c. de·s § 26 Z. 8 hat zu lauten: 

"c) der Ersatz sonstiger mit der übersiedlung 
verbund.ener Aufwendungen (U mtzugsver­
gütung). Die Urrizugsvergütung darf höch­
'Stens betrag.en 

lbei einem ledigen Arbeitnehmer 1/eo des 
13ruttojahresavbeilCslohnes, 

bei einem verheirateten lcinderloSien 
Arbeitnehmer 1/24 des Bruttojahresarbeits­
lohnes, 

bei verheirateten A1"beitnehmern mit ein 
oder ,zwei Kindern (lit. a) i/15 des Brutto­
jahresarbeitslohnes, 

bei v·erheirateten Arheitnehmern mit 
mehra.J.s zwei Kindern ~~iJt. a) 1112 des 
Bruttojahresarbeitslohnes. 

Verwitwete, geschiedene und ledige 
Arfueitnehmer mit K,indern (lit. a) werden 
verheirateten Arbeitnehmern gleichge­
ste11t," 

14. Der l,etzte Satz des § 33 Abs. 1 hat zu 
entbIlen. 

, 15., Die Abs. 2 b~s 4 des § 33 haben zu lauten: 

,,(2) Wenn das zu v·el1S1Ceuernde Einkommen 
nicht durch 100 S teilbar ist, so sind Restbeträge 
bis einschlj'eßlich 50 S zu vernachl~s9igen und 
Restlbeträge von mehr als 50 S als volle 100 S 
zu rechnen., ' 

16. Die Abs. 7 ,und 8 des§ 33 haben zu lauten: 

,,(7) ,Die Ahsetzbeträge ~m Sinne der Abs. 3 
bis 6 sind in ihrer Reihenfolg~ von der sich nach 
den Abs. 1 und '2 ergebenden Steuer abzuziehen. 
Sie sind insgesamt nur bis zur Höhe dieser Steuer 
zu berücksichtigen. 

(8) Di,e Binkommensteuer wird nricht erhoben, 
wenn .sieden Betrag von 300S nicht übersteigt. 
OberSICeigt die Binkommensteuer den Betrag von 
300 S, dann wird Slie 

Ibis zu einem Betrag von 350 S mit 150 S, 

bis zu einem Betr.ag von 400 S mit 200 Sund 

Ibis zu einem Betrag von 450 Smit3-QO S 

e1"hoben." 

17. Der Albs. 4 des § 34 hat zu lauten: 

,,(4) Die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 
wird durch außergewöhnliche Belastungen nur 
1nJSOWeit wesentlich beeinträchtigt, als die Auf­
wendungen d'lez,umutbare Mehrbelastung iiber­
SlCei~en. Die' :z:umutJbare 'MehrbeLastung beträgt 
in Proz·enten des nach A!bs. 5 errechneten Ein­
kommens 

bej einem Einkommen von 
Schilling 

höchsteIliS 45 000 

mehr als 45000 
bis 90000 ....... . 

mehr aLs 90 000 
Ib~s 180000 ....... . 

mehr .als 180 000 
bis 360000 ........ 

mehr ab 360 000 
biis450 000 ....... . 

bei einem SteuerpAkhtigen 
mit 3 oder 

ohne Kind mit 1 oder 2 mehr 
im Sinne Kindern 
des § 119 im' Sinne des § 119 

4 1 

5 3 2 

6 4 

7 5 4 

8 6 5 

(3) Dem Steuerpflichcigen steht ein allgemeiner h 1 9 
b h 

. hIrne ras 450 000 ..... . 
Steuerah&etZ' etrag in Hö· e von 4 400 S jä v ich 

7 6." 

zu. 

(4) Bin AHeinv.eidienerabsetlzhetrag in Höhe 
von 2400 S jährlich steht jedem Steuerpflichti­
gen, der zu B'eginn des Veranlagungszeitraumes 
oder mindestens vlier Monate im Veranlagungs­
zeitraum v·erheiratet w.ar, q.u, wenn der von ihm 
nicht dauernd getrennt lebende unbeschränkt 
steuerpflichtige Ehegatte entweder keine Ein­
künfte~m Sinne des § 2 Abs. 3 oder solch,e Ein­
küIllfte von insgesamt' nicht mehr a1s 10000 S 
jährlich erzielt; hiebei bleiben steu·errreie Ein­
künfte im Sinne dieses Bundesge~etzes außer 
A'nsatz." 

18. Der zw.eite Satz des § 34 Abs. 7 hat zu 
lauten: 

"AUlSgenommen sind Beträge im Sinne des § 26 
Z. 4, Aufwendungen eines Steuerpflichtigen, der 
aLs .' Kind im Sinne des § 119 gilt, sowie Auf­
wendungen für, den LebentSunterhalt wie ins­
besondere für Unoerkimft und Verpflegung." 

19. Der Abs. 8 des § 34 hat zu lauten: 

,,(8) Aufwendungen des SteuerpflichtJigen für 
Personen, für die dem Steuerpflichtigen gemäß 
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§ 8 Ahs. 4 des Fami:1ienJ.a5tenausgleichsgesetzes 
1967 erhöh~e Familienbemiltfe gewähl't wird, sind 
ohne Anweooung der BestJimmungen des Abs. 4 
als auß'ergewöhnliche Be1a1Stung zu herücksichü .. 
gen." 

20. Der Albs. 4 des § 49 hat zu l<auten: 

,,(4) Die Gemeinde hat entsprech,end dem 
Vordruck der Lohnsteu:erkarte ,den AUeinver .. 
d~enerab~betrag nach Maß~31be ,der' Vorschrif­
ten "des § 57 auf der Ersten Lohn'steuerkarte zu 
bescheinigen und die Anzahl der Kinder .im Sinne 
des § 119 zu vermerken." 

21. § 50 hat zu lauten: 

,,§ 50. Die Lohnsteuerkarten sind von der 
Gemeinde fortlaufend mit Nummern zu ver­
sehen. Inden Haushalts1Ji.sten 'SIi.n:d die laufende 
Nummer sowie der V'ermerk ,;StK" (Steuerkarte), 
der AUeinverdienerab5etz~etrag, unddüe Anzahl 
der Kinder im Sinne des § 119 ,sowie das Jahr 
(die Jahre), für das (die) die Lohnsteuerkar,te 
g'i,lt, einzutragen." 

22. Die Z. 3 des § 53 Abs. 2 hat zu lauten: 

26. Die überschrift und die Abs. 1 bis 3 des 
§ 58 haben zu lauten: 

"linderung des Alleinverdienerabsetzbetrages 
und des Vermerkes von Kindern im. Sinne des 

§ 119, 

§ 58. (1) Wurde auf der Lohn~teuerkarte 
eines Arbeitnehmers kein Alleinverdlienerabsetz­
betl'ag ein,getragen oder wurde dieser gestrichen, 
weil die andere Person Einkünf~e ~m Sinne des 
§ 2 Abs. 3 bezog, .liegen aber die VorauSISoetzun­
gen des § 57 Abs. 2 vor, 'so ~t auf Antrag auf 
der Lohn,steuerkarte der AHeinverdienerabsetz­
betrag zu besch,einigen. Dieser Antrag kann nach 
dem Stichtag der Personenstandsaufnahmehei 
dem nach 'dem Wohnmtz des Arbeitnehmers zu­
ständigen FÜJ1anzamt gestellt werden. Das gleiche 
gat, wenn die VOl'aU'ssetzungen für den Vermerk 
von Kindern Iim Sinne des § 119 nach dem Stich­
tag der P,ersonenstandsaufnahme entstanden sind. 

(2) Der AribeL~nehmerjJst verpflichtet, die Be­
r!ichcigung der Eintragungen auf der Lohnsteuer­
k:ar~e zu beantragen, wenn 

1. der Allcinv,erdienerahsetzbetrag eingetragen 
,,3. AHeinverdienerabsetzbetrag (§ 57 Abs. 2) ist, die Voraussetzungen für die Gewährung 

und die Kinder im Sinne des § 119," dieses Albsetzbetra,~es aber weggefallen 'sind, 

23. Der letzte Satz des § 53 Abs. 3 hat zu 2. die Vorausse~ungen für den Vermerk von 
entfallen. Kindern im Sinne des § 119 wegg,efallen srind. 

24. Die Albs. 3 bis 6 ,des § 57 haben zu lauten: 

,,(3) Dem Arbeitnehmer 'steht ein Arbeit­
nehmerabsetz,betrag lin Höhe von 2 000 S jähl'lich 
zu. 

(4) Arbeti.tnehmern,die .ßezüg,e oder Vorteile 
im Sinne des § 25 Abs. 1 Z. 1 oder 2 für frühere 
Dienstverhältnisse, PensioIl'en und gleichartige 
Bezüge ,im Sinne des § 25 Abis. 1 Z. 3 oder Ruhe­
(Versorgungs)bezüge im Sinne des § 25 Abs. 1 
Z. 4 beziehen, steht ein Pensionistena,bsetzbetrag 
in Höhe von 2 000 S jährlich zu. Für Einkünfte, 
die den Anspr.uch ,auf den Pensionisten absetz-

,betrag begründen, steht der Werbungskosten­
pauschhetragnach § 62 Albs. 1 nicht zu. 

(5) Die Absetzbeträge ,im Sinne der Abs. 1 
his 4 'sind nn ihrer ReihenfoLge von der sich 
nach § 66 ergebenden S~euer ·abzuziehen. Sie sind 
insgesamt nur bis zur Höhe dieser Steuer zu 
berücksich~igen. 

(6) 'Für die Bescheinigung des AUeti.nverdJiener­
aibsetz1betrages ,sind :bei AusschreiJbung der Lohn­
steuerk'ar~e (§ 49) grundsätzlich die Verhältnisse 
am 'Stichta,g der Personenstandsaufnahme , vor 
BegJinn des Kalenderjahres, ab dem die Lohn­
steuerkarte zu gelten hat, maßgebend." 

25. Die Abs. 7 und 8 des § 57 haben zu ent~ 
faUen. 

(3) Der Arlbeitnehmer hat den entsprechenden 
Antrag nach Abs. 2 innerha'lbeines Monats nach 
dem Bintritt des Ereignisses bei dem nach seinem 
Wohnsitz z:u9tändigen F,inanzamt zu stellen. 
Kommt der Arbeitnehmer seiner Verpflichtung 
nicht nach, 'so ,ist di,e Berichtigung der Lohn­
steuerkar:te von Amts wegen' vorzu'nehmen." 

27. Der ,Albs. 1 ,des § 59 hat 'zu lauten: 

',,(1) Der AlleinverdieneraJbsctlJbetrag ist im 
FlaNe des § 53 Abs. 3 oder !bei Wegfa,l1 ,der Vor­
a~ssetzung,en rückwirkend ,ab dem Beginn des 
Kalenderjahres rzu streichen, im Falle des § 58 
Albs. 1 enter Sauz rückiwirkendalb dem Be~inn 
des Kalenderjahres ein1zutragen. ZeDtpunkt in vor­
stehendem Sinn ,iSot ,der T;lig, ,an :dem alle Vor­
aussetzungen ~,ür ,die Xnderung oder ,die, Ergän­
zungder Loihnsteuerkarteers,tma:I.\g vorhanden 
w.aren. Es d.arf jedoch ein Tag Ifürda'S unmittel­
bar vorhergehende Kalenderjahr nur ein,getra­
gen wer,den, wenn der Antrag his sp1btestens 
31. Jänner des folgenden Kalenderja,hres gestellt 
wird. Kinder im Sinne des § 119 sind ab Beginn 
des LohnrzahlungszeiJtraumes zuberücksidm:igen, 
in ,dem der Antrag auf Vernnerk geSoteHt wird. 
Im F.alledes § 58A1hs. 2 Z.' 2 ist der Vernnerk von 
Kindern im Sinne des § 119 mit Ablauf des 
Kalenderjahr,eszu streichen,· in ·dem ,die Aus­
za,hlungder BeLhilfeeingestelLt wird." 
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28. Im enten Satz ,des § 60 ,hat di.e Ziltierung 
"und § 58" zu ,eIllutallen. 

29. Im Albs. 3 des '§62 Itritt an die Stelle ·des 
ersten Klammerausdruckes ,,(§ 57 Abs. 5)" der 
Klammerausdruck ,,(§ 5.7 Albs. 4)". 

30. Im Albs. 4 ,des § 66 haben die Worte "und 
d~r Kin'Cler.albsetlZlbeträge" zu entfallen. 

31. Der zwette Satz .des § 67 Abs. 1 hat zu 
lauten: 

"Dieser S'teuersatlz errnäßig,t sich bei Al'beit-
ne:hmern . 

m~t einem Kind ,im Sinne des§ 119 
autf ......................... , 2 v. H., 

mit z.wei KiIlidern im Sinne 'des§ 119 
autf ......................... , 1 v. H., 

mi.t mehr als zwei Kindern im Sinn:e 
·des § 119 auf .................. 0 v. H." 

32. Die Z. 1 im ,§ 70 ,Albs. 2 thatzu lauten: 

,,1. Wenn es 'sich um ,Aribeitslohn .aus inländi­
schen öffentlichen. Kassen - .ausgenO'mmen Thea­
ter von. GeJbietSlkörperschatten - oder von Trä­
gern der gesetzlichen Sozialversicherung handelt, 
nach den Bestimmungen des § 57 Albs.' 1 und 3 
sowie des § 66. Der Artbeiitnehmer hat die An­
zahl .der Kinder im Sinne des § 119 dem Ar­
being,eber ,durch eine amtliche Bescheinigun,g nach­
zuweisen," 

33. Die Z. 7im § 72 Albs. 1 hat zu entfallen. 

34. Der letzte Sa.tz im § 73 Abs. 2 hart: .zu 
lauten: . . 

"Aufderi sich sO' er.gelhenden Monatslohn wird 
unter lBerücksichügung der SteuenbsetZlb~träge 
(§ 57.Aibs. 1 ibis 4) der Lahnsteuertarif angewen­
det; für LdhnzathluIligSIZeilträume, Jür die aus 
Verschulden des AJ.ibei,tnoomers ,keine Lohnsteuer­
karte vorliegt, sind der MO'na,tslO'hn um die ent­
sprechenden Hinzurechnungsibeträgegemäß § 7S 
zueI1höhen und d.ie Be~timmungen .des § 57 
A<bs. 2 und 4 nicht .anzuwenden." 

35. Im ersten Satz des § 75 Albs. 1 hat. die bis­
herige Zitierung ,,§ 57 Abs. 2, 3 und 5" nun­
mehr ,,§ 57 Albs. 2 und 4"zu lauten. 

36.Lm 7Jw,eiten Sa,tlZ ·des § 76 ist das Wor.t 
"Kinderalbsetzlbeträge" durch ,die WO'm:e "Kinder 
im Sinne des § 119" .zu ,ersetzen. 

37. Der Aibs.3'des §102 hat zu lauten: 

,,(3) Die Einkommensteuer bemißt sich bei 
beschränk,t Steuerpflichtigen, die .veranlagt wer­
den, allein nach den VO'rschriikendes § 33 Ahs. 1 
und 2. § 33 Albs. 8 ist ZIU Ibeachten." 

38. ,oer zweite Satz ,im§ 108 Albs. 2 hat z~ 
lauten: 

"Diese !B,emessungsgrundlage erhöht sich ,für den 
unbeschränkt steuerpflichtigen Ehegatten um 
7 000 S jährlich und für jedes Kind im Sinne des 
§ 119 um je 3 000 S jährlich, sO'fern diesen Per­
sO'nen nicht um selben Kalen'derja:hr auf Grund 
einer e~genen ·AlbgaJhenerklärung (Albs. 3 erster 
SaJtlZ) Ersta,trungsbetr~ge zustehen oder sofern 
di.ese P,ersonen nicht' im seLben Kalenderj,ahr in 
der AlhgaJbenerkläl'Ullg (Albs. 3) ,eines anderen 
SteuerpflichtiJgen für die Erlhöhul1jg der Bemes­
sung9grundl;lJge zu herücksichtigen sind." 

39. A.Is § 119 wird ,eingefü.gt: 

,,§ 119. Als Kinder ~m Sinne dieses Bundesge­
setzes gelten K,inder, rur 'die dem Steuerpflichti­
gen oder dem nicht dauernd g.etrennt lebenden 
BhegaJtten Famil,j,enlbei'hilfe .autf Grund des 
F:amilienlasltenausgleichsgesetzes 1967 oder eine 
gleichartige ausländische BeiIhiLfeilm Sinne des 
§ 4 des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967 ge­
währt wir.d. Diese Voraussenzul1jg istedüllt, 

a) wenn die Ei11lk,ol11Jmensteuer veranla.gt wird, 
bei GewäJhrung dieser Beihilfen für die 
Dauer von mindestens vier MO'naten im 
Veran'lagungszeiJtr.aum; bezieht neben den 
.]m ersten Sallz genannten 'Personenauch 
ein anderer Steuerpflichtiger O'der dessen 
.unJbeschränk,t 'steuelipflichtiJger . Ehegaae im 
Veranlagung.szeitrauiffi sO'lche Beihilfen ·für 
,die iD.auer von ilni:ndestens vier Monaten, 
so ist diese Voraussetzung hei jenem Steuer­
pflichtigen (Eht;gatten) erfüUt, dem die Bei­
hilfe .rum Veranl.aJgungszeitraum .für den 
fr,üher,en ViermO'natszeitraum gewährt 
wird. 'Die rückwiI1kende Gewaihrung von 
BeihiLfen :für a:bgelaufene Kalenderjahre ist 
nicht zu berücksichtigen, 

b) wenn die EinkO'mmensteuer (LO'hnsteuer) 
durch AlbzugeiIllgehoJben ,O'der durch J ah­
resausgleich fesltgesetizt wird, für Lohnzah­

'l'llngszeiträume, für .die d,ie Gewährung 
dieser Beihilfen auf der Lohnsteuerkarte 
verrnerkJt ist. 

Bei Personen, denen. nicht selbst die Beihilfe 
,gewährt wir.d, sind Stiefkiinder nur zu berück­
sichtigen, wenn diese PersO'nen die Anspruchs­
vO'raussetzung·en für :die Gewährung der Beihilfen 
grundsätzlich erfüllen." 

40. Die ibeiden 'letzten Sät:ze des § 122 Abs. 3 
halben zu lauten: 

"Aus,genommen vO'n dieser v,orzeitigen Abschrei­
bung sind Gebäude und sonstige unbewegliche 
Wit:tschaf.tsgüter, sowe~t s,ie zur Vermietung be-
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stimmt sind,sowie Gebä~de, soweit sie nicht 
unmittdbar dem Betr:ieibszweck dienen. Die 
üobr.~gen .ß,estimmungen ·dieses Sundesgesetzes 
üher die vomeitige Ahschre~bung gelten sinn­
gemäß." 

Artikel 11 

,.1. AlbfertigungsrückI3lg,en, die vor Inkraft­
treten dieses Bun1desgesetzes geJbildet wurden, 
sind auf das nach diesem BundesgesetZ zuläs~e 
Rücklagenausmaßanzurechnen. Soweit daher Ab­
fer>t~gungsrücklagen vor Inkralfttreten dieses Bun­
desgesetlzes in .einem 50 v. H. der Ahfertigungs­
an~pl1üche Ü!bers,teigenden Ausmaß gebiLdet und 
noch nicht besümmungsgemäß verwendet wur­
den, ist eine Rückl;!igentbildurug nach den Bestim­
mungen d~eses Bundesgesetzes ·ausgeschloss,en. Für 
die vor Inkrafttretendieses Bundesgesetzes ge­
bildeten Atbfertigungsrücklagen ,giLt folgendes: 

a) Die Abfertigungsrucklagen sind unter Be­
achtung der Vorschr,~ften ,dieses Bundesge­
semes über ,die W,entpapierdeckung fortzu­
führen. Daibei ist das Ausmaß der Wertpa­
pierdeckung mit 25 v. H. der Abfertigungs­
ansprüche, die den jeweiligen Albfertigungs­
rücklagen zugrunde liegen, begrenzt. . Die 
tür die el'höhte Went.p3ipier.deckung zusä·tz­
Lich erforderlichen Wertpapiere müssen 
,erstmals .a,m Sch\.uß des Wirtschalftsjahres 
1978, Ibeieinem vom Kalenderjahr ab­
weli.chenden Wintschaftsjahr ,frühestens am 
30. Juni 1978, im Betriebsvermögen vor­
handen s,ein; 

b) für d,i,e gewinnerhöhend'e Auflösun.g oder 
bestimmungsgemäß,e V.erwendung der Ab­
fertigungsrücklagen i'St jeneIS prozentuale 
Ausmaß maßgebend, mit dem die Abfert,i­
gungsrücklagen am Schluß jenes WirtlschaJts­
jahres >gebi,ldet waren, das demW,ir't'Scha.fts­
jahr der erstmaLigen Anwendung der 
Bestimmungen dies·es B·unde!sges.etzes betr·ef­
fend Alhf.ertigung,srückla,gen vor:mgeht. Dies 
gilt .so lang·e, bis die Abfercigungsrücklagen 
50 v. H. der Ahfertigun~sansprüche nicht 
mehr übersteigen; 

c) wurde das .zulässige prozentuale Ausmaß 
von AMertigungsrücklagen vor dem In-

. kraf,lltreten d.ieses Bundeslgesetzes .auf ein 
Ausmaß Vlon weni,g,er als 50 v. H. der 
Aibferügungs:ansprücheheubgesetzt, 'so ist 
insoweit ,eine Anheibunlg des Rücklagenaus­
maßes in der Bilanz jenes Wirtscha:ftsjahres 
zulässig, <in d.em der Steuerpflichtige erst­
mals die Bestimmungen dieses Bundesgeset­
zes 'betreffend AMertigungsl'ücklagen an­
wendet. 

Die vorstehenden 'B'estimmung,en geltJen sinn­
gemäß für Steuerpflichcig,e, die ihren Gewinn 
gemäß § 4 Abs. 3 EStG 1972 ermitteln." 

2. SoweitPensionsrückSitellungen vor lnkraft­
tr,eten dieses Hundeslgesetzes in .einem üher die 
VorschriJ,ten ,dieses Bundesgesetzes hinausgehen­
den Ausmaß Igebil'det 'Wurden, sind sie nach den 
.anerkannten Regeln der Versicherungsma.thema­
tik (Albs. 6) fm,tzuführen, wobei jedoch eine 
weitere ZUiweisung an J>ens~onsl'Ückstellungen 50-

larlige ausgeschlossen i&t, Ibis das nach diesem 
Bundesgesetz zulässig,e Höchstausmaß der Pen­
sionsrückstellung die gebildete Pensionsrückstel­
lung übersteigt. 

Artikel III 

Au.f der LOihnste·uer:karte bescheinigte volle 
oder ha~be Kinderabsetzbeträge gelten als Ver­
merke von Kin.dern im Sinne des § 119 Einkom­
mensteuergesellz 1972 .in der Fassung dieses Bun­
desgesctlZes. Lieilgen die Vorausse.tzungen für den 
Vel'merk von Kindern ZUim ,1. Jänner 1978 .fi!rot 
vor, &0 gilt § 58 A!bs. 3 Einkommens.teuergesetz 
1972 .in der f,assung .dieses BundeSlgesetzes sinn­
gemäß; der V,enmerk ist mit AJblauf des Kalen­
derjahres 1977 zu streichen. Der Vermerk von 
Kindern, ,f,ür die kein Kinderalbsetibetr~g au:f. der 
Lohnsteuerkarte .bescheinigt ,ist, ist für Lohn­
z3lhlun,gs.zeiträ'llme zu berücksichtigen, ,die nach 
dem 31. Dezernlber 1977 ende.n, sOIfern der An­
trag bis 31. März 1978 gestelLt wird. für An­
träge, dJi,e nach dem 3 L März 1978 ~estel1t wer­
den, gilt .§ 59 Albs.' 1 letZiter Satz Einkommen­
&teuergesetz 1972 in .der Fassung dieses Bundes­
gesetlzes sinrugemäß. 

Artikel IV 

1.' Die Be&timmungen der Ar,t. I und II sind 
an:zuwenden, 

a) wenn die Einkommensteuer veranlagt wird, 
. erstmalig hei ,der Veranlagung für das Ka­
lenderjahr 1978, 

ob) wenndi.e EinkOimmens'teuer (Lohnsteuer) 
durch AbzUig eingehOlben oder 'durch 
Jahresausgleich fes.tgesetzt wird, für Lohn­
zahIungszeiträume, die nach dem 31. De­
zember 1977 .enden . 

2. Alb:weichend von Z. 1 kann ,der Steuerpflich­
tige von den Bestimmungen des Art. I Z. 4 und 
des. Arlt. 11 bereits in der Schluß:bilanz des Wir.t­
schaftsjahres 1977 (1976/77) Gebrauch machen. 

3. AJhweichen'd von Z. 1 sind 'die in Ar.t. I Z. 1 
und 2 enthakenen Hestimmurugen, wonach die 
vOl'Zeütige A!bschreübung bzw. der Investicions­
freilbetrag bei bestimmten Kraf.tlfahrzeug,enein­
geschränkt' bzw. ausigeschlossen werden, ers,tmalig 
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für KrafdahI1Zeuge an~UIWenden, die nach dem 
31. Juli 197.7 anßeschaff,t oder hel1gestellt werden. 

4. Bei P,ersonenkr<tf,tw.agen, Kombinatio~skraft­
wa,gen\lnd Kraf.trädern, ,die /Zum Zeitpunkt des 
Inkra.fttretens dieses Bun'deg,gesetzes zum An­
lagevetmögen gehören, ist' der Restbuchwert 
gleichmäßig auf die neu ~u ermittelnde Rest­
nutzufilg~dauer v,eI1teik ahzusetzen. Die Rest­
nutzungsdauer !beträgt sieben Jahre vermindert 
um ,die .bisherige Dauer der Nutzung durch den 
Steuel1pflicht~gen. Die ,Aibsetzurug ~ür ~bnutzung 
ist steuerlich nur insowevt zu rberucksichtigen, 
als sie bei Personenkr.afitwa:gen und Kom:bina­
t1omkraftw,agen den Betrag von 15 000 S, bei 
Krafträdern den Betrag von 4 000 S jährlich nicht 
iilbersteigt. . 

5. Bei Gewinner1Illittlun,g nach einem vom 
Kalenderjahr ~bweichenden Wirtschaf,tsjahr gilt 
für das Wir.tschaf,tsjahr 1977178 zusätzlichfol­
gendes: 

Bür 'Personenkraftwagen, Ko.mlbinationskraft­
wagen und Knf:tr~der, die ,zu Beginn des Wirt­
'Schaftsj.aJhres 1977/78 here~ts zum Anlagever­
mögen gehören, ist die Albsetzung für hbnut­
~ung .für die in das Kalenderjahr 1977 fallenden 
Mona.te des WJrtschaJftsjaJhres 1977178 anteils­
mäßig von den ,tatsächlichen Anschaffun,gs- oder 
Herstellungskosten zu Iberechnen; ,für die in das 
Kalenderjahr 1978 fallenden Monate des Wirt­
schaftsjahres 1977/78 ist die Aibsetzung für Ab~ 
nutzung .anteilsmäßig nach ,denBestJ~mmun,gen 
des § 20 a Abs. 1 his 5 EStG 1972 unter Be­
rücksid:l!t~gun,g der Z. 4 !LU ermitteln. Die ü:br,jgen 
mit dem Betrieb ,dieser Kraf,tfahrzeuge im un­
mitteLbaren wirtschruftlichen Zusammenhang 
stehenden Bett1iebsausgaben sindinsow,eit, als sie 
in das Kalenderja'hr 1977 falLen, in tatsächlicher 
Höhe zu iber:iicksichtigen. Die in das Kalenderjahr 
1978 falleniden Betriebsausgaben sind nach § 20a 
Ahs. 4 und 5 EStG 1972 zu el1mitteln. Dies gilt 
sinngemäß auch für Personenkraftw.agen,. Kombi­
nationskrarftwagen und Krafträder,die im Wirt­
schaf,tsjalhr 1977/78 in Nutzung genommen wer­
den; § 7 Albs. 1 Iz.weiter Satz EStG 1972 ist auf 
solche KraftJfaihl1zeuge nicht anzuwenden. 

ABSCHNITT II 

. K ö r per s c haft s t e u erg es e t z 1966 

Artikel I 

Das Körperschaftsteuergesetz 1966, BGBl. 
NI'. 156, in der Fassung der Bundes.gesetze BGBl. 
Nr. 44/1968, 278(1969, 441/1972, 17/1975 und 
636/1975 wird wie !fotgt geändert: 

1 ~ Di,e Z. 3 des ,§ 5 Abs. 1 wird aufgehoben. 

2. Der letzte Satz des § 6 Albs. 1 Z. 1 hat zu 
lauten: 
"Angehöri.ge ~m Sinne dieser Bestimmung sind 
nur der Bhegatte und Kinder im Sinne des . § 119 
des Eirukomrnensteuer,gesetzes." 

3. Der Albs. 4 des § 8 hat zu lauten: 

,,( 4) VeI1Pflid:l!tet sich eine unbeschränkt steuer­
pflichtige Ka;pj,talgesellscha,f,t, die ,einer ebenfalls 
unJbeschränkt steuerpflichtigen Kap~talgesellschaf.t 
(Organträger) nach dem Ges.amtbild der tat­
sächlichen Verlhältnisse finanziell, ~,jl1tschafdich 
und ol1ganisatorisch derart untel1geordnet ist, daß 
sie keinen eigenen Willen hat (Oligangesellschaft), 
vertraglich, ihren g.anzen Gewinn .anden Organ­
träger .a:bzuführen, so ist das Einkommen der 
Organ~esellschaftdem Onganträger zuzurechnen. 
Dahei sind die Vorschrrken des Einkommen­
~teuergesetzes Üiber den Verlustahzug auf Ver­
luste, die bei der Organgesellsmaft vor dem 1n­
kr.afttreten ,des Ergebnisahfruhrungsvertrages ent­
standen sin'd, nicht anzuwenden. Die Merkmale 
der Unterordnung ·einer Organg,esellschaft müssen 
ah ·dem B~ginn ihres Wir:tscha'ksjahr,es gegeben 
sein. Die vorstehenden Be~ümmungen gelten 
sinngemäß, wenn 

a) der. unbeschränkt steuerpflichtige Or,gan­
träger ein Versicherungsverein auf Gegen­
se~üglkeit,eine der Gewertbeordnung 1973, 
BGBl. N r. 50/1974, unterliegende Erwerhs­
und Wirtschaftsgenossenschaf.t, eine Kred~t­
genossenschaft, eine Sparkasse (Sparkassen­
vel1waltunJgsgesetJZ, ·BGBL NI'. 296/1935), 
eine Landes-HYlPotihekenbank, die öster­
reichisme Postsparkasse oder die Pfand­
briefstJelle 'der österreichischen Landes­
Hypothekenanstalten is:t, oder 

b) die unbeschränkt steuel1pflichtige Organ ge­
sellschafteine dem Anwendungsbereich der 
Gewerbeordnung 1973 unterliegende Er-. 
werbs- Und Wirtschaftsgenossenschaft oder 
eine Kreditgenossenscha.ft ist." 

4. Der Aibs. 1 des § 10 hat ~u lauten: 

6. Auf Kr<tkfa:hrzeuge, die nach dem 31. De­
zember 1975 angeschaff,t oder hergestellt worden 
sind und ,für ,die eine vorzeitige AJbschreihung in 
Anspruch ,genommen wurde oder auf .die stille 
R,ücklagen (§ 12 AJbs. 1 EStG 1972) übertragen 
wurden, findet der zweite Satz ,des § 20 a Abs.6 
EStG 1972 keine Anwendung. Für Kraftfahr- ,,(1) !steine unbeschränkt. steuerpflichtige 
zeug.e, ,die vor <dem 1. August 1977 angeschafft Kapitalgesellschaftnach:weislichsevt mindestens 
oder hergeSitellt wurden und ,für die ein 1n-' zwöLf Monaten vor dem für die Ermitdungdes 
ve~tiJtionsfreitbetrag in Anspruch genommen Einkommens maßgebenden Schlußstichtag un­
wurde, bleiJbt die Bes:tNnmung des § 10 hbs. 3 untel1brochen an 'dem GI1und- oder Stammkapi­
EStG 1972unberÜlhrt. tal einer unbeschränkt steuerpflichtvgen Kapital-
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:gesellsch3lk in Form von Alk.tien. oder Anteilen 
mindestens zu einem' Vier,tel unmitoeLbar be­
teili>gt, so hle~bendie aUJfdie 'Beteiligung ent­
fallenden G~innanteile jeder Ar,t' außer An­
satz. Die Bescimmungendes §63 Ahs .. 2 ,des Be­
wertungsgesei:tLes 1955, BGBL Nr. 148, in der 
Fassllng des Bundes,gesetzesBGBl. Nr. 172/1971 

:sind sinn~eriläß anzuwenden. Die vorstehenden 
Bestimmung.en gelten auch 

a) rf·ür emspreche~de Beteiligungen eines Ver­
sicheJ:1ungsvereines auf Geg·enseiti~e~t, einer 
aerGewenbeordnung 1973 unterliegenden 
Erwet'bs- und W~rtschaJf,tsgenossenschaft, 
einer Kredi:tgen'OsSlenschaf,t, einer Sparkasse 
(Sparkassenvel'waltungsgesetz, . BGBL 
Nr. 296/.1935) oder einer Landes~Hypotlhe­
kenhank, 'der österreichischen Postsparkasse 
oder der Nandbriefstelle der österreichi­
schen Landes-HYJPotihenkenanstahen und 

b) fürent.sprechende Beteiligung:en einer aer 
Gewerbeordnung 1973 unterliegenden Er­
werbs- und Wirtschaftsgenossenschaft oder 
einer Kreditgenossenschaft an einer der 
Gewerbeordnung 1973. unterliegenden 
Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaft 
oder an einer Kreditgenossenschaft oder 
umgekehrt, 

2. bei Sparkassen (Sparkassenvel1Waltungs.gesetlZ, 
BGBL Nr. 296/1935) und bei derösterreichi­
schen POSltSipartkasse." 

Artikel 11 

Die Bestimmun~en ,des Art. I sind erstmalig 
bei der Veranlag,uIljg für das Kalenderjahr 1978 
arutuwenden. HinsichtLich der Bestimmungen des 
Art. L Z. 5 geltendi'e Bestimmungen des Ab­
schnittes I Art; IV Z. 4 bis 6 sinngemäß. 

. ABSGHNITT III 

Ge wer b e s t e u erg e setz 1953 

Ar~ikel I 

Das Gewerbesteuer.gesetzI953, BGBL. Nr. 2/ 
1954, in ,der Eassung der Bundesgesetze BGBL 
Nr. 191/1954, 59/1955, 303/1959, 194/1961, 160/ 
1966, 2/1967,44/1968, 278/1969, 439/1969, 374/ 
1971, 442/1972, 17/1975 und 320/1977 und der 
Kundmachungen BOBL Nr. 11/1961, 266/1963 
und 265/,1 964 wird wie foLgt geän'dert: 

1. Die Z. 3 des § 2 hat zu lauten: 
,,3. die österreichische Postsparkasse, jedoch 

nur mit 10 v. H. der Bemessungsgrundlage;" 

wenn alle diese Körperschafiten u~beschränkt 2. Im § 2 Z. 4 tritt maie Stelle des· Vom-
''Steuerpflichtig .sind." hunders<litzes von 60 der Vomhundel1tsatz von 10. 

5. Nachdem § 16 ist folgender § 16:a mit 
Überschri,ft ein~UJfÜJgen: 

,,,Sonderbestimmungen für bestimmte Kraft­
fahrzeuge 

§ 16 a. Die Sondel1bestimmunßen für bestimmte 
Krai,tlfaihrzeuge gemäß § 20 ades Ein'kommen­
soeuergesetzes ,gelten sinngemäß auch für dieses 
Bunde~gesetz. " 

6. Die Ibei,den letzten Sätze des §22 Abs.2 
haben zu enufallen. 

7. Die Albs. 3 urrd 4 des § 22 halben zu lauten: 

,,(3) Die Körperschattsteuer beträgt die Hälfte 
·:des sich nach Abs. 1 ergebenden Betrages bei 
kleinen Viehversicherungsvereinen.und·. bäuer­
lichen Brandschadenversicherungsvereinen, ,deren 
Beitragseinnahmen im !Durchschnitt der letzten 
drei Wirtschaiftsjahre .( einschließlich des im Ver­
anlagungsj:ahr endenden WirtsChaftsjahres) den 
Betrag von 60 000 S jährlich überstiegen haben. 

3. Die Z. 7 des § 2 hat !LU lauten: 
,,7. Vereinigungen, die ,die gemeinschaftliche 

BenutJzung land- und forsowir,tschafdicher Be­
triebseinrichtungen oder Betriebsgegenstände 
oder die BeaI1beitung oder Verwertung der von 
den Mi,tgLiedern selb~t gewonnenen land- und 
forstwirtschaftlichen Erzeugnisse zum Gegen­
stand haben (zum Bei~pid Wal'dhauvereine, Win­
zervereine), wenn die Beal1be~tung oder Verwer­
tung im Bereich ,der Larrd- und Forsuwirtschaft 
liegt; ErweI1bs- und Wirtschaitsgenossenschaften 
jedoch .nur dann, wenn sie die für eine Befreiung 
von der Körperschafuteuer erforderlichen Vor­
aussetzungen erfüllen. Sind ·diese Genossenschaf­
ten gezwungen, Nichtmitglieder,geschäf.te im 
Sinne 'des, § 5 Abs. 4 des Körperschaftsteuer,ge­
setzes zu ibetreiben; ist der Steuermeßbetrag nach 
dem Gewerhek:lipital (§ 14 Abs. 1) nur in jenem 
VerhäLtniS für die F,estsetzuUß des einheitlichen 
Steuermeßhetrages heranzuziehen, in dem die 
Umsätze aus Nichtmitgliedergeschäften zu den 
Gesamtumsätzen stehen;" 

4. Die Z. 1 im § 8 hat zu lauten: 
i(4) Die KÖ1'perscha~ts~euer heträJgt 90 v. H. ,,1. 3 v. H. des Einhe~tswertes des zum Be-

des sichn~ch Albs. 1 ,ergebenden Betrages triebgyet'mög:en .des'Unternehmers gehörenden 
1: bei den Landes-Hypothekenlbanken ein- Grundbesitzes (§ 9 ,Abs. 1); maßgebend .ist der 

:schließlich der Pfandbriefstelle . der österreichi- Einheitswert, der auf den letzten Feststellungs­
schen Landes-Hypouhekenanstalten für die Ein- . zeiupurukt {Hauptlfeststellungs-, FOl1tschreihungs­
kürufte aus ,dem K.ommunalkredit-, Realkiedit- oder Nach!feststellungszeiupunkt) vordem Ende 
und' MeIiorationskreditgeschäft, wenn d~ese Kre- des Kalenderjahres (§ 15 Abs. 2) lautet. An Stelle 
-dite nicht binnen vier Jahr,en rückzahlbar sind; der Kürzung nach dem ersten Satz enfolgt bei 
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einet KapitaLgesellschaft, die· ausschließlich 
eigenen Grundbesitz oder neben eigenem Grund­
besi,llZ n.och e~genes Ka;pitalvermögen verwaltet 
und nut7Jt (Vel1mögensverwaltunigsgesellsch,aft), 
auf Antrag die KÜl1zung UIlTI den Teil des Ge­
werooer:trag,es, der auf den Grundbesitz entfällt, 
es sei denn, daß der Grundbesitz ganz 9der zum 
Teil dem Gewel1behetriebeines Gesellschafters 
oder einem Unternehimendient, an dem die 
Vel1ffi~ensver:w.altungsgesellschaft .oder ein Ge­
sellschafter unmitteLbar oder m~ttJetbar (zum Bei­
spiel durch Treuhänder oder durch eine Kapital­
gesellschaft) w,esentlich beteililgt ist. Unter wesent­
lich Beteiligten sind natürliche und juristische 
Personen zu verstehen. Eine ,Person ist an einem 

{1 Unternehimen wesen:tlich beteiligt, wenn sie zu 
mehr als einem Viertel beteiligt ist. Die Beteili­
gung muß in einem Zeitpunkt des Bemessungs­
zeitraumes bestanden haben, der für die Ermitt­
lung des Gewerbeertrages maßgebend ist;" 

5. Der Albs. 4 des § 26 hat zu lauten: 

,,( 4) B'ei Sparkassen (Sparkassenverwaltungs­
gesetz, BGBL Nr. 296/1935) und bei der öster­
reichischen Postsparkasse !bleilben die Vergütungen 
zu 10 v. H. außer Ansatz." 

Artikel 11 

Die Bestimmungen des Art. I sind erstmalig 
bei der Veranlagung für das Kalenderjahr 1978 
anzuwenden. 

ABSCHNITT IV 

Be wer tun g s g es e t z 1955 

Artikel I 

Das Bewer,ti.mgsgesenz 1955, BGBL Nr. 148, 
in der FassunJg der Bundesgesetze BGBL Nr. 1451 
1963, 1811i%5,' 172~1971,276/1971, 447/1972, 
17/1975, 318/1976 und 320/1977 w,ird wie folgt 
geändert: 

1. Der Albs. 1 des § 63 ha:t zu lauten: 

,,01) Ist eine inländische - Kapitalg,esellschaft 
nachw,eisLich seit Beginn des Wirtschaftsjahres, 
das ,dem Feststel1ungsZlei1:ipunJ~t v.orangeht, unun~ 
terbrochen ,an dem Grund- .oder Stammkapital 
einer ,inländischen KapitaLgesellschaft· in Form 
von A~tien oder Anteilen mindestens zu einem 
Viertel unmittelbar beteiligt, sO g,ehör.t. die Be­
teiligung nicht zum gewerblichen Betrieb. Diese 
Be!?iünstigung ~ommt jedoch nur für solche 
Akoten oder Anteile in Betracht, die der im ersten 
Satz ,genannten juristischen Person ununterbr.o­
chen seit mindes,tenszwölf Monaten vor dem 
maßgebenden Abschluß.ta.g ;gehört hahen. Ist ein 
Grund- oder Stamrnkapital nicht yorhanden, S.o 
ist die Beteiligun'g an dem Vermögen maß,gebend. 
Die v.orstehenden Besümmungen geLten sinngeo, 

. mäß 

a) für ents,prechendie Beteiligungen eines ,in­
ländischen Versicherungsvereines ,auf Gegeri­
seiügkeit, einer der Gewerbeor,dnung 1973, 
BGBL Nr. 50/1974, unterliegenden inländi~ 
schen Erwerlbs- un:dW.irtschaftsgenossen­
schaft, einer inländischen Kreditgenossen­
schaft, Sparkasse oder Landeshypotheken­
,bank, der ösoerreichischen ,Postsparkasse 
oder der PfandbrliJefstelle der österreichi­
schen Landeshy.pothekenanstaltl~n, 

b) ·für entsprechende Beteiligu~gen einer in­
ländischen der Gewerbeordnung 1973 
unterliegenden Er:weI1bs- und Wirtschafts-' 
.genossenschaft . 'Oder ein,er inl~ndischen 
Kr.editgen.ossenschaf,t an einer der Gewerbe­
ordnung 1973 unterliegenden inländischen 
Erwerlbs- und Wirtschak~genossenschaft 
oder an einer inlän·dischen Kreditgenossen­
scha·ft .oderunngekehrt." 

2. Der Albs. 1 des § 64 hat zu lauten: 

,,(1) Zur Ermittlung des Einheitswertes des 
gewef1blichen Betfi.ebes sind. vom R.ohvel1mögen 
d~ejenigen Schulden abzuziehen, die mit der Ge­
samtheit oder mit einzelnen Teilen des gewerb­
lichen Betriebes im Wirtschaftlichen Zusammen­
hang stehen." 

3. Der Albs. 4 des § 64 wird aufgehoben. 

Artikel 11 

Die Bes~immimgen des Art. I sind erstmalig 
auf Feststellungszeitpunkte anzuwenden, di.e nach 
dem 31. Deilemiber 1977 liegen. 

ABSCHNITT V 

Ver m ö gen s t e u erg e set z 1954 

Artikel I 

Das Vermögensteuergesetz 1954, BGBL 
Nr. 192, in der Fassung der Bundesgesetze BGBL 
Nr. 33/1957, 194/1961, 83/1963, 44/1968, 302/ 
1968, 278/1969, 448/1972 und 665/1976 w~rd 
w,ie folgtgeänd.ert: ' 

1. Düe Z. 2 des § 3 Albs. 1 hat zu lauten: 
,,2. die' österreichische Postspark:lisse, jedoch 

nur mit 10 v. H. ihr,es Gesamtvermögens;" 

2. Die Z. 4 des§ 3 Abs. 1 hat zu lauten: 
,,4. die Sparkassen (SparkassenverwaLtungsge­

setz, BGBL Nr. 296/1935), jedoch nur mit 
10 v. H~ ihres Gesamtvermögens;" 

3. Die Z. 6 des § 3 Albs. 1 hat zu lau~en: 
,,6. Vereinigungen, die die gerrnetnscJiaftliche 

Benutzung land- oder forstwiDtscha:ftlicher Be­
triebseinrichtungen oder Betr~ebsgegenstände oder 
die Bear.beitung oder Verwertung der von den 
Mitgliedern seLbst gewonnenen land- und f.orst­
wirtschaftlichen Erzeugnisse zum Gegenstand 
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halben (zum 'Beispiel Wal.d!bauvereine, Winzer­
vereine ), w,enn die Beartbe10uIlig oder Verwertung 
im Bereich der Land- und F.orsTJWirtscha,ft Iiegt; 
Erwerlbs- und Wirtschaf,ts~enossenschaf.ten je­
doch nur dann, wenn sie die Mir leine Befreiung 
-v,on der KÖI'perschaifts.teuer erforderlichen Vor­
aussetrz.ungenerfüllen. Sind diese Genossenschaf­
'tlen gwwungen, Nichtlmitgliedergeschäf,te im 
Sinne des § 5 Abs. 4 des. KÖl1perschaiftsteuerge­
setzes· zu ibetre~ben,erstreck,t &ich die Befreiung 
'nicht auf .den Anteil am Gesamtvemnögen, ·der 
dem Anteil der Umsa:tze. aus Nichtmiogliederge­
.schätften am Gesamtumsaoz ent~pricht." 

Artikel 11 

Die Bestimmungen des Art. I sind erstmalig auf 
V:eranla;gun,gszeitpunkte anzuwenden, die nach 
dem 31. Dezember 1977 liegen. 

ABSCHNITT VI 

Ums atz s t e u erg e set z 1972 

Artikel I 

,Das Umsatzsteuergesetz 1972, BGBl. Nr. 223, 
·,in der Fassung der BundesgesetJze BGB!. Nr. 27/ 
1974,636/1975, 143/1976 und 666/1976 wird Wlie 
folgt geändert: 

1. Der .Albs. 1 Z. 2 lit. b des § 1 hat zu lauten: 

,~b) soweit ein Unternehmer im Inland Aus­
,ga/ben (AufwendungJen) tätigt, die mit seiner 
,gewerlblicheri oder bmllHichen Tätigkeit in 
Zusammenhang stehen und nach § 20 
Albs. 1 Z. 1 his 4 des Einkommensteuerge­
setzes 1972 .oder nach § 8 Abs. 1 und § 16 
Z. 1 his 5 des Könperschaltst.euergeSietzes 
1966 nicht albzugsfäh~g sin,d. Ausgahen 
(Aufwendun,gen) stehen 'dann mit der 
Unternehmertätigkeit in Zusammenhang, 
wenn· sie Leistungen betreff.en, die Üiber­
wiegend ZWiecken des Unternehmens die­
nen~ Zum EigenlVeribrauch gehört insbe­
sondere ,der nichtasbzugsfähige Teil der 
AusgaJben (Autwendungen), der auf die 
Nutzung von dem Unternehmen einge­
-räumten Ber,echti,gunrg,en oder auf die ge­
legentliche oder dauernde Vel'\W.endun,g v.on 

'Dienstnehmern des Unternehmens für 
Zwecke außenhalb des Unwrnehmens ent­
fällt. Dies~ilt nicht für Aus.g.asben (Auf­
wendungen), die Lieferungen oder sonstige 
Leistungen betreff,en, wdche auf Grund des 
§ 12 Abs. 2 nicht als für das Unternehmen 
ausgeführt gelten, sowie für Geldrzuwen­
dungen;" 

2. Der Albs. 5 des .§ 4 hat zu lauten: 

,,(5) Werden Rechte übertr<llgen, die mit .dem 
:Besitz eines pfan'dscheines verbunden sind, so 

gilt als Entgelt der Preis des Bfandscheines zu­
züglichder Pf,andsumme. Beim Spiel mit Ge­
winrumöglichkeit und hei der Wette ist Bemes­
sungsgrundla.gJe das Entgelt ·für den einzelnen 
Spielalbschluß oder für .die einzelne Wette, w.obei 
'ein ausbezahlter Gewinn das Enllgelt nicht min-
dert." .4' 

3. im § 10 Ahs. 2 Z. 1, 2 und 3 lit. asowie 
im§ 22 Albs. 2 und in der Anlage zu § 10 Albs. 2 
tritt a.n .die Stelle der Bezeichnung "Anlage" die 
Bezeichnung"Anla~e A". 

4. Der· Abs. 2 Z. 12 des § 10 hat zu lauten: 

,,12. die Leistungen der Könperschaften, Per­
sonenViereinigungen und Vel1ffiö~ensmassen, die 
gemeinnützi~en, mildtätigen .oder kirChlichen 
Zwecken dienen (§§ 34 bis 38 der ,BundesahgaJben­
ordnung), soweit diese Leistungen nicht unter 
§ 6 Z. 15 fallen. Dies ,gilt nicht ,für Leistungen, 
die ~m Rahmen eines land- und forstw.irtschaft­
lichen Betriebes, eines Gewerhebetriebes oder 
eines wirtschaftlichen Geschäftsbetriebes ·im Sinne 
des § 45 Albs. 3 der BundesaJbgahenordnung aus­
geführt werden,. sowie für die steuenpflichtige 
Uef.erung von Gebäuden oder Gebäudeteilen und 
von Gegenständen der Anlage B;" 

5. Der Albs. 3 .des § 10 hat zulauten: 

,~(3) Die Steuer ermäßigt sich auf 14 vom Hun­
.dert für die in einem ZoILa'llsschlußgebiet (§ 1 
Albs. 2 des Zollgesetzes 1955) bewirkten Um­
sä1llZe im Sinne des § 1 Albs. 1 Z. 1 und 2 durch 
Unternehmer, die ,einen W:ohnsitz (Sitz), ge­
wöhnlichen Aufenthalt .oder eine Betriebsstätte 
in diesem Zollausschluß~elbiet ,halben. Dies gilt 
nicht für Umsätze, auf welche die Bestimmungen 
der Albs. 2 oder 4 anzuwenden sind." 

6. Lm § 10 ist als Abs. 4 anzUlfügen: 

,,(4) Die Steuer erhöht sich auf 30 vom Hun­
dert für die Lieferungen, den Eigenverbrauch und 
die Einfuhr der in der AnIa.ge B aufigezählten 
Gegenstän,de. Dies gilt nicht für die Lieferungen 
und ,den Ei.genvenbrauch von gebr.auchten Kraft­
fahrzeUigen, die vor dem 1. Jänner 1978 erst­
mali:g im Inland zum Verkehr zugelassen w.orden 
sind, oder für d~e Lief.erungen von Kra.ftfahr­
zeugen, wenn bei Ermittlung der Bemessungs-' 
grundlage die Bestimmung des § 4 Abs. 3 letzter 
Sa1llZ in AnSipruch genommen werHen kann." 

7. Der Albs. 2 des § 12 hat ~u lauten: 

,,(2) Lie~erun,gen oder sonsti.~e Leistungen so­
wie. die Einfuhr V10n Gegenstän,den gelten als 
für das Unternehmen ausgeführt, wenn sie über­
wiegend für Zweck'e des Unterne:hmens ediolgen. 
Hievon besteh.en folgende Ausnahmen, die sinn­
gemäß auch f,ür di.e Einfuhr von Gegenständen 
gelten: 
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1. Lieferungen oder sonstige Lei~tun.gen in 
Zusammen~hang mit der Errichtun:g oder Erhal­
tung . von Gebäuden gelten insoweit' als ,für das 
Unternehmen ausgeführt, als die Entgelte hiefür 
nach den einkommensteuerrech.tlichen V.orschroi.f­
ten Betrie!bsausga!ben .oder WerhungskDsten sind. 

2. Nicht als .~ür das Unternehmen ausgeführt 
gelten Lieferungen .oder sonstige Leistungen, 

a) deren Entgelte üherwiegend keine abzugs­
fähigen Ausg3iben (AUl~wendungen) im 
Sinne des § 20 Albs. 1 Z.l his 4 des Ein­
k.ommensteuel'lgesetzes 1972 .oder der §§ 8 
Abs: 1 und 16 Z. 1 his 5 des Könperschaf.t­
steuergesetzes 1966 ~ind, 

h) die in Zusammenhang mit einer Tätigkeit 
stehen, d~e auf Dauer gesehen Gewinne 
oder Einnahmenütbersch.üsse nicht erwarten 
läßt (Lielbhaiberei), .oder 

c) ·die in Zus3iffimet)Jhang mit der Anschaffung 
(HerSltellung), Miete .oder dem Betroieb VDn 
,PersDnenkraiftwagen, Kombinationskra:ft­
wagen .oder Krafträdern sti:fuen, ausgenDm­
men .F.ahrschuLkrafllf aihrzeuge, V.orführ­
.kraftfahrzeuge sülWie Kr.afvfahmeuge, die 
ausschließlich dem Zweck der geweliblichen 
Weiter·veräußerung, der gew,erblichen Per­
sonenheförderung .oder der gewerblidien 
Vemrri.etun:g dienen. 

3. Läßt ein Absender einen Gegenstand durch 
einen Frachof.ührer .oder Verfrachter urureizu 
einem Dr.i.tten belföl1dern oder eine sDlche Be­
förderun,gdurch ,einen Spediteur unfrei besorgen, 
SD ,gilt für den Vorsteueralb,zug die BeföI'derung 
.oder d.eren BesDrgung als für das Unternehmen 
des Emplfängers der Sendung ausgeführt, wenn 
diesem d~e Rechruung über die Beförderung .oder 
deren BesDr'gung erteilt \wi]:1d." 

8. Der Albs. 3 des § 12 hat zu lauten: 

,,(3) V.om VDrsteueraJbzUig sind ausgeschl.ossen: 

1. Die Steuer für die Lieferungen und die Ein-
fuhr von Gegenständen, soweit der Unternehmer 
dies,e 'Gegens.tände zur Auslfwhrung steUerfreier 
Umsäwe v,erwendetj . 

i. die Steuer für sonstige Leistungen, s.oweit 
der Unternehmer diese sDnstigen Leistungen zur 
Ausführung steuerfreier Umsätze in Anspruch 
ni.mmtj 

3. di.e Steuer ,für Lieferungen und sDnstige 
Leistungen sDwie für di.e Einfuhr VDn Gegen­
ständen, soweit sie mit Umsätzen in Zusammen­
hang steht, di.e der Unternehmer im Ausland 
au&fÜlhrt und die - wären sie steuerbar -
steuerlr.ei sein würden. 

. . . 
Der Ausschluß vom Vorsteuer,abzug tritt nicht 

ein, w.enndie Umsätze nach §6 Z. 1 bis 6 
steuerlr.ei sind oder steuel'lfrei wären." 

9. Der § 13 hat zu lauten: 

"Erleichterungen des Vorsteuerabzuges bei Reise-
. kosten . 

§ 13. Cl) Nimmt ein Unternehmetfür eine im 
Inland ausschließlich durch den Betrieb veran­
laß.te Reisez,ur Ahgeltung der Melhr,auifwen'durt­
gen für Veripfle.gung und der Aufwendungen ~ür 
Unter:kunf.t die nach den einikoirunensteuerrecht­
lichen V.orschriften rurdie Gewinriermittlung, 
festFiesenzteh. Pausdiibeträge als Betriebsausgahen' 
in Anspruch, s.o kann er die alhziehbare VDrsteuer 
mit 8 vom Hundert aus diesen B·eträgen errech­
nen. 

(2) Die Bestimmungen des Abs. 1 gelten sinn­
gemäß, soweit ein Unternehmer einem AI'beit-· 
nehmer, dessen Eirukünfte dem Sneuera!bzug vom 
AI1beitslohn ~m Inland unterliegen, aus Anlaß. 
einer Dienstreise ~m I.nland für ,die Mehraufwen-· 
dungen für Vel1pflegung und die Aufwendungen 
für Unter:kunft nicht mehr als j.ene Beträge er­
stattet, die nach den ,einkOlIllmensteuerr:echtlichen 
VDrschriften nicht zu den Einküruften aus nicht-
seLbständiger Arbeit gehören. . 

(3) Werden &e tatsächlichen Aufw:endungen 
,für VeliPfl,egung und Unterkunft nachgewiesen, 
SD i,st nur jener Vorsteuerlbetra.g a:hziehbar,der 
auf die nach den einkommensteuerI1echtlichen 
V:Drschriiften um die Haushaltser&parnis gekürz­
ten Aufwendungen ennfällt. Sind die einkommen­
steuerrech.tlichen VDrschriften nicht anwendbar, 
SD ~ind f.ür die Berechnung des VDrsteuerbetrages.:­
die AufIWendungen für Verpflegung um 20 VDm 
Hundert ,zu kJül'lZen. Die Rechnungen können 
auch auf den Namen der PerSDn lauten, v.on der' 
die Reis,e ausgeführt worden ist. 

(4) Die nach den vorstehenden Albsäozen er-· 
rechneten Vorsteueribeträge könneri nur a:bge­
zogen werden, wenn Ülber die R·eise ein Beleg 
ausgesteHt wird, wdch.er über Zeit, Ziel und' 
Zweck der Reise, die PersoOn, v.on der die Reise.' 
aus~ef.ü!hrtworden ist, un'd über den' Betrag 
Auf.schluß gilbt, aus dem die V'Drsteuer errechnet 
W1ird. Die Verpflichtung zur Ausstel,lung eines 
eigenen Beleges ·ror Zwecke des VorsteueraJbzuges 
ennfällt, wenn die erwähnten Angahen bereits: 
aus den für die El1hebung der EinkDmmensteuer 
(Lohnsteuer) el'lfDrderlichen Unterlagen hervor­
gehen." 

10. Dre Anlag,e Azurn Umsatzsteuergesetz 1972 
wird wie fDIgt geä~dert: 

a) Z. 16 hat zu lauten: 

,,16. Müllereierzeugnisse, ausgenDmmen Mehl 
und Grieß aus SagDmark .oder aus' 
Wurzeln und KnDllen der Nummer-
07.06 des ZDlltarifes (Nummern 11.01, 
11.02 und aus Nummer 11.Q4 des. Zoll-­
tarifes). <C 
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__ b) In Z.· 20 sind die Nummer ,,12.05" \md 
der nachfolgende Beistrich zu streichen .. 

c) In Z. 24 lit. c ist die Nummer ,,15.03 Ace 
durch die Nummer ,,15.03" zu ersetzen. 

d) Z. 38 hat zu lauten: 
,,38. Feste mineralische Brennstoffe, ausge­

nommen Retortenkohle (Nummern 
27.01, 27.02, 27.03 Bund aus Nummer 
27.04 des Zolltarifes)." 

e) Z. 46 hat zu lauten: 
,,46. a) Gela~j,ne (Nummer 35.03 A des Zoll-

tarifes), . 
b) zubereitete Enzyme, die Nährstoffe 

enthalten (Nummer 35.07 C des Zoll­
tariles). " 

f) Z. 48 lit. d hat zu lauten: 

"d) Pfähle und Stangen, aus Holz, gespalten 
oder zugespitzt, nicht in der Längs­
richtung gesägt (aus Nummer 44.09 C 
des Zolltarifes)." 

g) Z. 50 hat zu lauten: 
,,50.Kunstgegenstände (Nummern 99.01 ois 

99.03 des Zolltarifes) und zoologische, 
botanische, mineralogische oder ana~ 
tomische Saminlungsstücke und Samm­
lungen; Sammlungsstücke von archäolo­
gischem, paläontologischem oder numis­
matÜJschem Wert; Samm.lungsstück1e von 
historusch,em oder ethnographischem 
Wert, die zur A~fnahme ,in ,eine nach 
W1i:ssen'Schaftl~chen GDundsätzen auf ge­
baut,e öffentLiche SammQung bestimmt 
sind (aus Nummer 99.05 des Zolltari­
fes)." 

11. Nach Anlage A zu §' 10 Abs. 2 .ist als 
Anlage B zu § 10 Abs. 4 anzufügen: . 

"Anlage B 

(zu § 10 Abs. 4) 

Verzeichnis der demSteuersatz 30 vom Hundert 

7. Tapisserien, handgewebt (wie z,B; Gobelins,. 
. flandrische Gobelins, Aubusson, Beauvais und 

dergleichen) und Tapisserien als Nadelarbeit 
(wie z. B.· Petit-Point-, Kreuzstich- und 
ähnliche Arbeiten), auch konfektioniert 
(Nummer 58.03 des Zolltarifes). . 

8. Figuren, Zier-, Schmuck- und Einrld1tungs­
gegenstände aus Porzellan (Nummer 69.13 A 
des Zolltari:fes). 

9. Echte Perlen, roh oder bearbeitet, weder ge­
faßt noch montiert, auch zur Erleichterung 
der Versendung ~ufgereiht, jedoch nicht. 
assortiert (Nummer 71.01 des Zolltarifes). 

10. Edelsteine und Schmucksteine, roh, geschlif­
fen oder anders bearbeitet, weder gefaßt 
noch montiert, auch.' zur Erleichterung der­
Versendung aufgereiht, jedoch nicht assortiert~ 
(Nummer 71.02 des Zolltarifes). 

11. Synthetische oderrekonstituierte Steine, roh, 
geschliffen oder anders bearbeitet, weder ge­
faßt noch montiert, auch zur Erleichterung 
der Versendung a,ufgereiht, jedoch nicht 
assortiert (Nummer 71.03 des Zolltarifes). 

12. Schmuckwaren und Juwelierwaren sowie de­
ren TeiIe, aus Edelmetallen' oder Edelmetall':' 
plattierungen (Nummer 71.12 des Zolltarif.es). 

13. Gold- und Silberschmiedearbeiten sowie 
. deren Teile, aus Edelmetallen oder .Edelme­

tallplattieningen, ausgenommen Dukaten und 
Gegenstände ±:ür Kultzweckeder gesetzlich 
anerkannten Kirchen un.d ReLigioPlSg·esellschaf-. 
t~n (aus Nummer 71.13 des Zolltarifes). 

14. Waren aus echten Perlen,' Edelsteinen,. 
Schmucksteinen, synthetischen oder l'ekonsti­
tuierten Steinen (Nummer 71.15 des Zoll­
tarifes). 

15. Außenbordmotoren (Nummer 84.06 B 1 des 
Zolltarifes). 

16. Motol'en für Sport- und Luxusboote der 
Nummer 89.01 A 1 des Zolltarifes (aus Num­
mer 84.06 B 2 des Zolltarifes). 

. unterliegenden Gegenstände 17. Motoren für Waren der Nummern 87.02 B 
und 87.09 Ades Zolltarifes (aus Nummer 
84.06 C des Zolltarifes). 1. Parfums, Kölnischwasser und anderes Toi-, 

lettewasser (aus Nummer 33.06 B 2 des Zoll­
tarifes). 

2. Lichtempfindliche gerollte Filme, auch per­
foriert, nicht belichtet (Nummer. 37.02 des 
Zoll tarif es). 

3. Rohe Pelzfelle (Nummer 43.01 des· Zoll­
tarifes). 

4. Gegerbte oder zugerichtete Pelzfell~, auch zu 
Platten, Säcken, Vierecken, Kreuzen und der­
gleichen zusammengesetz't (aus Nummer 43.02 
des Zoll tarifes). 

,5. Pelzwaren (verarbeitete Pelzfelle) (Nummer 
43.03 des Zolltarifes). 

'6. Geknüpfte' Teppiche, auch konfektioniert 
(Nummer 58.01 des Zolltarifes). 

18. Lautsprecher in Gehäusen (aus Nummer 
85.14 Ades Zolltarifes). 

19. Elektrische Tonfrequenzverstärker, andere als. 
ausschließlich einkanalige (monaurale), ausge­
nommen Teile dieser Waren (aus Nummer 
85.14 B des Zolltarifes). 

20: Rundfunkempf,angsgeräte für dauernden Ein­
bau in Kraftfahrzeuge (Autoradios), auch mit 
eingebautem Kassettenrekorderteil; andere als 
ausschließlich einkanalige (monaurale) Rund­
funkempfangsgeräte, einschEeßlich solcher mit 
eingebautem Plattenspieler, auch mit einge­
bautem Kassettenrekorderteil; ausgenommen 
Teile dieser Waren (aus Nummer 85.15 C t 
des Zolltarifes). 
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21. Schmalfilm-, Tonfil~-und Photolampenund 
-röhren (aus Nummer 85.20 Al des Zoll­
tarifes). 

22. Personenkraftwagen, einschließlich solcher, ,die 
auch zur Warenbeförderung eingerichtet sind 
(Kombinationswagen), ausgenommen Omni­
busse- (Nummer 87.02 B des Zolltarifes). 

23. Motorräder, auch mit Beiwagen (NumIfter 
87.09 A des ·Zolltarifes). 

24. Wohnwagenanhänger (aus Nummer 87.14 A 
des Zolltarifes). 

25. Flugzeuge (Landflugzeuge, Wasserflugzeuge, 
Segelflugzeuge, Drachen, Tragschrauber, Hub­

.schrauber, Schwingenflieger und dergleichen) 
(aus Nummer 88.02.des Zolltarifes). 

26. Sport~ und Luxusboote, ausgenommen 
Schlauch- und Faltboote, ganz oder teilweise 
aus Kautschuk oder Kunststoffen (Num­
mer 89.01 A 1 und aus Nummer 89.01 B 1 
des Zolltarifes). 

27. Objektive für Waren der Nummern 90.07, 
90.08 und 90.09 des Zolltarifes (aus Nummer 
90.02 Ades Zolltarif.C!s). 

28. Photograprusche Aufnahmeappara'te; Blitz­
lichtapparate und -vorrichtungen für photo­
graphische Zwecke sowie Photoblitzlicht-

" lampel)., ausgenommen Entladungslampen 
und -röhren der Nummer 85.20; ausgenom­
men Teile und Zubehör dieser Waren (aus 
Nummer 90.07 des Zolltarifes). 

29. Kinematographische Apparate (Bildaufnahme­
und Tonaufnahmegeräte, auch kombiniert, 
Wiedergabegeräte, wie Projektionsapparate, 
auch mit Tonwiedergabe), ausgenommen Teile 

. und Zubehör dieser Waren (Nummern 
90.08 A und 90.08 B"des Zolltarifes). 

Fernsehen, auch kombiniert (aus Nummer 
92.11 des ZQlltal"ifies)." 

Artikel 11 

(1) Die Bestimmungen des Artikels I Z. 1, 2, 
3,4, 5,6, 10 und 11 sind anzuwenden: 

a) auf steuerbare Umsätze im Sinne des § 1 
Abs. 1 Z. 1 und 2 des Umsatzsteuergesetzes 
1972, die nach dem 31. Dezember 1977 
ausgeführt werden; 

b) auf steuerbare Umsätze im Sinne des § 1, 
Abs. 1 Z. 3 des Umsatzsteuergesetzes 1972, 
bei welchen der für die Anwendung der 
zolltarifarischen Bestimmungen maßgebende 
Zeitpunkt nach dem 31. Dezember 1977 
liegt. 

(2) Die Bestimmungen des Artikels 1 Z. 7, 8 
und 9 sind auf Lieferungen oder sonstige Leistun­
gen an den Unternehmer anzuwenden, die nach 
dem 31. Dezember 1977 für sein Unternehmen 
ausgeführt werden. Dies gilt sinngemäß für 
Gegep.stände, die nach dem 31. Dezember 1977 
für das Unternehmen eingeführt werden. 

ABSCHNITT VII 

Alkoholabgabeg~setz 1973 

Artikel I 

Das Alkoholabgabegesetz 1973, BGBl. Nr. 446/ 
1972, in der Fassung des Artikels 111 des Abga­
benänderungsgeserzes 1973, BGBl. Nr. 27/1974 
wird wie folgt geändert: 

Die Z. 3 des § 3 hat zu lauten: 

,,3. der Eigenverbrauch bei landwirtschaft­
lich,en Betrieben, ;soweit er im Kalenderjahr für 
den Unternehmer und seine Ehegattin (seinen 

30. Stehbildprojektionsapparate' photograph' ch Ehegatten) je 3000 S und für die übrigen Haus­
Vergrößerungs- und Verkl~inerungsappa~:te~ ,~altsang~hörigen, wer:n sie das .16. ~ebensj~hr 
ausgenommen Teile und Zubehör dieser u~erschntten. ha?en, Je 1. 50~ .. S ~lcht ub~rstelgt; 
Waren (aus Nummer 90.09 des Zolltarifes). mmdestens 1st Jedoch em Jahrhcher EIgenver-

brauch von 7 500 S für den landwirtschaftlichen 

31. Taschenuhren, Armbanduhren und ähnliche 
Uhren, mit Gehäusen aus Edelmetallen (aus 
Nummer 91.01 A des Zolltarifes). 

32. Elektromagnetische, elektrostatische, elektro­
nische und ähnliche Musikinstrumente (wie 
z. B. Klaviere, Orgeln, Akkordeons) (Num­
mer 92.07 des Zolltarifes). 

33. Andere als ausschließlich einkanalige (monau­
rale) Plattenspieler, Tonbandgeräte, auch mit 
Tonabnehmer; Bild- und Tonaufnahmegeräte 
oder Bild- und Tonwiedergabegeräte für das 

Betrieb abgabefrei. Als Haushaltsangehörige gel­
ten die Abkömmlinge, die Stief-, Schwieger-, 
Wahl- und Pflegekinder und deren Abkömmlinge, 
ferner die Eltern, die G~schwister, HaLb- und 
Stiefgeschwister des Unternehmers und seiner 
Ehegattin (seines Ehegatten) und die Abkömm­
linge dieser Geschwister." 

Artikel 11 

Die Bestimmung des Artikels 1 ist auf 5teuer­
bare Vorgänge anzuwenden, die nach dem 
31. Dezember 1977 bewirkt werden. 
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ABSCHNITT VIII 

Strukturverbesserungsgesetz 

Artikel I 

Das Strukturverbesserungsgesetz, BGBl. Nr.69/ 
1969, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl. 
Nr. 417/1970, 493/1972 und 394/1975 wird wie 
folgt geändert: 

Im § 1 Abs. 1 und 6, § 2, § 8 Abs. 1, § 9 
und im § 11 Abs. 1 tritt an die Stelle der J ahres­
zahl" 1977" die Jahreszahl" 1979". 

Artikel II 

Abweichend· vom viertletzten Satz des § 8 
Abs. 3 Strukturverbesserungsgesetz gelten Ge­
sellschaftsanteile, die durch eine Sacheinlage ge­
mäß § 8 Abs. 1 Strukturverbesserungsgesetz 
nach dem 31. Dezember 1974 erworben wurden, 

bi-s zum 31. Dezember 1985 bei beschränkt 
Steuerpflichtigen vermögensteuerrechtlich als In­
landsvermögen im Sinne des § 79 des Bewer­
tungsgesetzes 1955, BGBl. Nr. 148. 

Artikel III 

Im Bundesgesetz vom 16. Dezember 1972, 
mit dem das Strukturverbesserungsgesetz und 
andere Abgabengesetze geändert werden, BGBl. 
Nr. 493, hat der Abs. 1 des Abschnittes E zu 
lauten: 

,,(1) Die Bestimmungen des Abschnittes A 
Z. 1, 3 und 4 sind :auf Vorgänge anzuwenden, die 
nach dem 31. Dezember 1972 und vor dem 
1. Jänner 1980 bewirkt werden." 

ABSCHNITT IX 

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist 
der Bundesminister für Finanzen betraut. 
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